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Frankreich und Hosen
Die Spannungen, die in den letzten Jahren zwischen Frankreich und Polen bestanden,

sind heute im wesentlichen behoben. Die Frage des französischenKapitals in Polen ist
liquidiert; von der unfreundlichen Behandlung der polnischen Emigranten in Frankreich
ist kaum noch die Rede. Auf handelspolitischemGebiet ist eine Einigung zustande
gekommen, und hinsichtlich der Finanzierung der großen polnischen Jnvestitionsplänehat
Frankreich ein die polnischen Erwartungen einigermaßenbefriedigendes Entgegenkommen
bewiesen. Auf politischem Gebiet haben die Besprechungen, die Marschull Nydz-Sn1igly
während seines Besuches in Frankreich gehabt hat, und die wiederholten Unterredungen
des Obersten Beck mit dem französischenAußenministerDelbos zu einer gewissen Klärung
der Lage geführt. Unter diesen Umständen hat D e l b o s Anfang Dezember seine
N u n d r e i s e zu den Bundesgenossen Frankreichs im östlichenMitteleuropa in dem

Bewußtsein Unkkeken können- die Verärgerungen,die die Politik seiner Vorgänger
Barthou und Laval in Polen hervorgerufen hatte, überwunden und den Wünschen,die er

ikl Wllkschall VszUngeII gedachte- genügend vorgearbeitet zu haben, eine optimistische
Auffassung- die »derPolmsche Botschafker in Paris, L u k a f i e w i r z , auf einer Ver-

anstaltung französischerParlamentarier mit den Worten bestätigt hat, daß die Politik
der Negierungen, denenDelbos bisher angehört hat, a [ [ e Z w e i f e [ u n d M i ß V e k -

ständnisse gelost haph »die einen Schatten auf den wahren
Charakt,er Fee PDIUIlch-fkllklzösischen Beziehungen, auf ihre
Beständlgkelk Und Unerschükkekliche Solidarität zu werfen

ch i e n e n«-

Man kann feststellerPaßsich im Laufe der letzten Monate eine vorsichtige W a n d -

sung dek französischen Außenpolitik angebahnt hat, die gewisse
Möglichkeiten elslek NeUelichekl Vertiefung und Festigung der

frunzösisch-pl)ll1»1schenBezlehungen bietet. Diese Beziehungen haben
seit mehreren Jahren tm Schatten der Zusammenarbeit zwischen Frank-
k e ich u n d S o w e t r u ß l a n d gestanden.Frankreich hat damals, als Varthou nach
Moskau suhk, geglaubt, den aufsassig gewordenen polnischen Basallen durch ein Zu-
sammengehen mit der valekmachk ersetzen UpdseinenWünschenwieder gefügig machen .

zu können» Weder das eine nochdas Andere ist ihm gelungen. Es hat durch seine osten-
tutive Zuneigung zu Moskau vielmehk«kllkkdie Perselbständigungstendew
zen dek polnischen Außellpollklk, dle durchden Gewaltverzichtspakt mit

Deutschland Lust zu schaffen gewußt,hak- V e r a r k t. P o le n s S t e l l u n g

gegenüber Frankreich th slch gefestigt, obwohl selbst in»der

Zeit dek tiefsten Bersttmmung niemahs ein Zweifel daruber

bestunden hat, daß das aus der Versailler Atmosphäre stam-
mende Bündnis knit Frankreich nach wie vor die unentbehrlichste
und sicherste Grundlage der polnischen Außenpo«lit,ikist. »»Die
polnisch-französischeFreundschafk«-so hat del· »Goniec Warszawskidie gegenwartige
Lage charakterisiert, ,,hat ihre Prüfung in den schwerstenZeitenbestanden. Sie ist durch
die vorübergehendeWelle der Jllusionen bezuglich der Sowjets, die man

in Fknnkkeich gehegt hat, nicht ausgeloscht worden,wie, sie auch nicht durch den

g e r m a n o p h i le n F l i r t geschwächtworden ist, den ein gewisser Teil, des Same-
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rungslagers in Polen getrieben hat. Heute sind diese Erscheinungen in Frankreich wie
in Polen in der Liquidation begriffen. Es haben diejenigen Politiker die Stimme wieder

etislarägh»diean die ewige Dauer und den Erfolg des polnisch-französischenBündnisses
g au en·

«

Frankreich ist an seinem bolschewistischen Bundesgenossen
ir r e g ew o r d e n. Die Erfüllung der großen Hoffnungen, die es auf die diplomatische
und militärische

«

Unterstützungdurch Moskau gesetzt hatte, scheint ihm problematisch
geworden zu sein. Das ist es, was die französischeAußenpolitikdazu veranlaßt hat,
den lange vernachlässigten Bündnissen mit den Staaten des
östlichen Mitteleuropa wieder eine sorglichere Pflege zuteil
w e r d e n z u l a sse n und den Versuch einer Erneuerung des alten, in Versailles
begründetenSystems einer unmittelbaren Einkreisung des Deutschen Reiches in die Wege
zu leiten. Das muß der französischenAußenpolitikum so dringlicher scheinen, als ihre
Zusammenarbeit mit Moskau die Anziehungskraftder deutsch-
italienischen Interessengemeinschaft auf gewisse östliche oder

besser: südöstliche Staaten fühlbar gestärkt hat. Wenn die Abwendung
von Moskau Erfolg haben soll, bedarf die französischeAußenpolitikauch der Zu-
stimmung Polens· Es läßt nun aber nicht übersehen,daß in einigen bedeutsamen
Fragen alte Meinungsverschiedenheiten zwischen Frankreich und

P o l e n bestehen, die weniger die unmittelbaren Beziehungen der beiden Staaten zu
einander als die Beziehungender beiden Bundesgenossen zu dritten Staaten betreffen.

i. Frankreich hält trotz wachsender Bedenken an seinem Bünd-
nis mit der Sowjetunion fest. Es ist daher eine offensichtlicheUebertreibung,
wenn der »WieczorWarszawski« geschrieben hat, der französischeAußenministerhabe
zum ersten Mal seit langer Zeit in seiner Unterredung mit dem Obersten Beck die

europäischeSituation so betrachtet, als ob das französischeBündnis mit der Sowjetunion
nicht mehr begehe,

und als ob Polen der einzige Faktor sei, der von der französischen
Ostpolitik in echnung gestellt werden könne. Tatsache ist, daß das französische
B ü n d n i s m it d e r S o w j e t u n i o n trotz der geringeren Bedeutung, die ihm die

französischeAußenpolitik heute beizulegen geneigt scheint, fü r d a s fr a n z ö s i s ch -

polnische Bündnis nach wie vor einen Unsicherheitsfaktor und
ein e Bela st u ng d arstellt. Es ist nicht wahrscheinlich, daß es dem französischen
Außenministergelungen ist, Warschau vom Gegenteil zu überzeugen.

2. Es ist seit jeher das Bestreben der französischenAußenpolitikgewesen, Polen
zum Anschluß an die Kleine Entente und zur Zusammenarbeit
mit der Tschecho-Slowakei zu bewegen. Alle Bemühungen in dieser Nich-
tung sind jedoch stets an den hartnäckigenGegensätzengescheitert, die zwischen den beiden

Nachbarn bestehen. Solche Gegensätzesind nicht bloß auf volkspolitischem Gebiete vor-

handen. Sie sind auch durch die polnisch-ungarische Freundschaft gegeben. Sie bestehen
in der slowakischen Frage. Und sie beruhen vor allem auf der offenkundigen Bolsche-
wistenfreundschaft der Prager Regierung, in der Polen nicht mit Unrecht eine Bedrohung
seiner territorialen Sicherheit sieht. Es dürfte unter diesen Umständen für Delbos eine

schwierige Aufgabe gewesen sein, Warfchau an die Möglichkeit einer freundschaftlichen
Zusammenarbeit mit der Tschecho-Slowakei glauben zu machen, von deren Zustande-
kommen letzten Endes Erfolg oder Mißerfolg der französischenBemühungen um die

Aufrichtung eines antideutschen »Sicherheitsgürtels« im östlichen Mitteleuropa ab-

hängig ist. An einer Festigung der Kleinen Entente, die zu den Programmpunkten der

französischenAußenpolitikgehört (obwohl diese zugleich auch um eine Annäherung der

Entente an Ungarn bemüht ist), ist Polen jedenfalls nicht interessiert.
S. Zu diesen gegenständlichenMeinungsverschiedenheiten zwischen Frankreich und Polen

kommen noch solche m e t h o d ifch e r Art. Während die französischeDiplomatie grund-
sätzlichan der Jdeologie des Völkerbundes und der kollektiv en Sicherheit fest-
hält, gibt Polen auf Grund der Erfahrungen, die es in den letzten Jahren gemacht»hat,
der Methode der zweifeitigen Negelungen den Vorzug. Doch trifft das (was meist aber-
sehen wird) n u r mit Vo rb eh alt zu. Polen bekennt sich zu der Methode der zwei-

seitigen Regelung nur im Verhältnis zu denjenigen Staaten, die seine»un-mittelbaren
Nachbarn sind oder zu dem Raume gehören,den es als seine ,,Jnteressenspharebetrachtet-
Das heißt: es will sich nicht im Namen der ,,kollektiven Sicherheit« in die

Gestaltutägseiner Beziehungen zum Deutschen Reiche und zur Sowjetunion hineinreden und sich au
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nichtin seiner Handlungsfreiheit gegenüber den baltischen Randstaaten oder den Donau-I
landern einschränkenlassen-, es ist ein Gegner der Kleinen Entente, weil diese ein Instru-
ment der tschechischenAußenpolitikist, und es ist auf die Baltische Entente nicht gut zu
sprechen, weil es in dieser ein Hindernissfür seine eigenen Bestrebungen sieht. D a g e g e n

versteift sich Polen durchaus nicht auf seine Ablehnung des

Gedankens der ,,kollektiven Sicherheit«-, wenn dieser etwa auf
westeuropäische Fragen angewandt werden soll. Jm Gegenteil: Polen
besitzt ein oft betontes Interesse daran, daß der L o r a r n o p a kt durch ein neues

Kollektivabkommen ersetzt wird, freilich nicht deshalb, weil es das deutsch-französische
Verhältnis einer endgültigenBeruhigung zugeführt wissen möchte, sondern w e i l e s

hofft, beim Abschluß eines solchen Abkommens diejenigen
Garantien für sich selbst erlangen zu können, um die es beim

Abschluß des Lorarnopaktes vergebens bemüht hat.
Der franzüsischeAußenministerhat Warschau in einem für seinen Staat wenig
günstigenAugenblickebesucht. Die Möglichkeit,einen Druck auf seinen Verhandlungs-
partner auszuüben,hat er allenfalls auf finanziellem Gebiete gehabt. Jn außenpolitischer
Beziehung aber hat bei den Verhandlungen P o l e n a m l ä n g e r e n H e b e l gesessen
und die französischenAngebote abwarten können. Diese Angebote haben sich, wie es

scheint, auf folgende drei Punkte beschränkt: Fr a n k r e i ch m a cht sei n en Ei n -

f l u ß a u f P r a g g e l te n d
, um dieses zu einer versöhnlicherenEinstellung gegenüber

Polen zu bewegen. Frankreich verspricht, dafür zu sorgen, daß die

polnischen Garantiewünsche berücksichtigt werden, falls es zu

Verhandlungen über einen neuen Sicherheitspakt im Westen kommen sollte. Und

fchließl»ich erkennt Frankreich die polnische Kolonialforderung
g r u n d s a tz l i ch a n. Es scheint, daß das zu wenig ist, um Polen von seiner bisherigen
außenpolitischenLinie abzubringen. ·Dr.· K.

Behinderung des Landtaufs
,»DieAngehörigender Minderheit . . . genießenauf wirtschaftlichem Gebiet die

gleichen,Rechte wie die Angehörigendes Staatsoolkes, in s b e so n d e r e h i n-

sichtlich des Besitzes und Erwerbs von Grundstücken«-s (P1Mkk5
der Bolksgruppen-Erklärungvom 5. November 4937.)

»

»

ZU dkkIdJedeutsche Volkögruppein Polen dringend interessierenden Fragen, die noch
einer befriedigendemRegelung'imSinne der Volksgruppen-Erklärungvom 5. November

d. J. bedurfen«,»gehvkk»AuchEile»Frage der A u f l a s s u n g s v e r w e i g e r u n g. Zum
besseren Verstandnls mussen einige Bemerkungenvorausgeschickt werden: Jni Anschluß an

eine Bekanntmachung des Deutschen Bundesrates vom 15. März 1918 hat die polnische
Regierung verschiedeneGesetzeundVerordnungenerlassen, d i e d e n f r e i e n V e r k e h r

niit ländlichell Und stadklschen Grundstücken von einer Geneh-
migung der Verwaltungsbehörde abhängig machen. .Wenn diese
Genehmigung versagt wird, fo wird nachder Rechtsprechungdes Obersten Verwaltungs-
gerichtes der Kaufvertrag unwirksam. Die Praxis hat ergeben, daß die an

sich richtigen gesetzlichenBestimmungen von den polnischen Verwaltungsbehördendazu
quggenntzt werden, die deutsche Volksgruppe in Polen in ihrem wirt-

schaftlichen Lebensraum zu beengen. Jm Dezember 1935 hat Senator
H a g b a ch im Auftrage der DeutschenVereinigung eine Ein g ab e an die zuständigen

Ministerien gerichtet, in der er eine großeZahl entsprechenderEinzelfälle angeführthat.
Eine offizielle Antwort auf diese vor zwei Jahren eingereichte Eingabe ist —bisher«trotz
mehrfacher Mahnung nicht erfolgt.

—

-

Jn fast allen Fällen, in denen von deutschen Grundstückskäuferndie ..Auflassung
beantragt, von den Behörden aber abgelehnt wird, wird die Ablehnung damit begründet,
daß die Gefahr bestehe, daß die Käufer »das erworbene Land zum Schaden der. Allgemein-
heit nicht ordentlich werden bewirtschaften können". Es sollen hier einige bezeichnende
Beispiele angeführt werden. In Schönwiese (Kreis Hohensalza) wurde dem deutschen
Landwirt Heupel die Auflassung mit der Begründung,daß er kein Landwirt wäre, ver-
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weigert; Tatsache ist, daß Heupel und seine Frau bisher ausschließlich in der
L a n d w i r t s ch a f t t ä t i g waren, daß auch ihre Eltern und Großeltern Landwirte
waren, daß sie bereits einen Hof selbständig bewirtschaftet hatten und daß sie
durch den Ankauf einer eigenen Wirtschaft sich in ihrem Beruf eine selbständigeExistenz

gBründen
wollten. Jn Nadewitz (Kreis Hohensalza) wurde dem deutschen Landwirt

ovenkamp mit derselben Begründung die Auflassiing für ein Grundstück verweigert,
das ihm sein Schwiegervater übergeben hatte und das er, von Haus aus

L a n d w i r t , bereits seit Jahren bewirtschaftet hatte. Jn Mittendorf (Kreis
Schubin) wurde dem deutschen Landwirt Hoffmann die behördlicheGenehmigung zum

Ankauf einer Wiese verweigert unter dem Vorwand, die Entfernung zwischen der Wiese
und dem Hauptgrundstückwäre zu groß; den Einwand, daß es näher am Hofe gelegenes
Wiesengeländenicht gibt, daß die Wiese vom Hof des Käufers nur 2 Kilometer, vom

Hof des bisherigen Besitzers aber 14 Kilometer entfernt ist und daß Hoffmann des Wiesen-
grundstückeszur Verbesserung seines Viehstandes dringend bedarf, ließ die

Behörde nicht gelten. Jn Bachwitz (Kreis Bromberg) wurde dem --deutschen Landwirt

Kannenberg der Erwerb eines Grundstückes,das er bereits seit lä ng e rer Z eit im

Auftrag der Vorbesitzerin, einer kinderlosen deutschen Witwe, b ew i r t s ch a f t et hatte,
ohne Angabe von Gründen verweigert. Jn Langenau (Kreis Bromberg) erhielt der

deutsche Landwirt Kin für ein Grundstück,das ihm eine deutsche Witwe verkauft hatte,
keine Auflassungsgcnehmigung;die Behörde stellte-sich auf den Standpunkt, Kin wäre

kein Landwirt, sondern Schmied, obwohl dieser nachweisen konnte, daß er zehn J a««hr e

lang auf dem Hof seines Vaters gearbeitet und nur gelegentlich in

dessen Schmiede mitgeholfen hatte. Jn Grünhagen (Kreis Schubin) wurde dem deutschen
Landwirt Lüdtke die Auflassung wegen ,,nirht genügenderlandwirtschaftlicher Fähigkeiten«
verweigert; fünf Jahre später lehnte die Behörde die W i e d e r a u f n a h m e d e s

V e r f a h r e n s mit der Begründung ab, daß die seinerzeit getroffene Entscheidung rechts-
kräftig sei, obwohl Lüdtke in wischen fünf Jahre lang das Grundstück
e r f o l g r e i ch b e w i r t sch a t e t und damit bewiesen hatte, daß die seinerzeitigen
Entscheidungsgründenicht den Tatsachen entsprachen. Jn Zielonke (Kreis Bromberg)
wurde den deutschen Eheleuten Nodewald die Genehmigung des Kaufvertrages unter dem

Vorwand verweigert, daß das betreffende Grundstück mit geb orgtein Geld
e ka u ft worden sei und daß die Käufer keine genügendeSicherheit böten, obwohl die

Betroffenenden Nachweis erbrachten, daß sie i h r e n B e r p f l i ch t u n g e n i n

vollem Umfange nachkommen konnten.

Und so weiter in endloser Reihe: Bei den deutschen Eheleuten Nosenke in

Erika (Kreis Hohensalza) mußte als Ablehnungsbegründung die Tatsache her-
halten, daß wegen des Fehlens der allgemeinen Gütergemeinschaftzwischen den Eheleuten
die Gefahr bestände,daß nach ihrem Tode das Grundstück in zwei Teile geteilt werden

könnte; die Behörde blieb auch dann noch bei ihrem ablehnenden Bescheid, als die Eheleute .

die allgemeine Gütergemeinschaft auf Grund eines Ehever-
tr ag es abgeschlossenhatten. Mit der Begründung, daß sie bisher kein landwirtschaft-
liches Grundstück besessen hätten, wurde die Auflassung u.a. dem deutschen Landwirt
Noth in Zielin (Kreis Mogilno) und dem deutschen Landwirt Semmler in Ruden (Kreis
Schubin) verweigert, obwohl der eine, der la n d w i r t s ch a ft l ich e r B e a in t e r

gewesen war, seine berufliche Tüchtigkeitdurch gute Zeugnisse nachweisen und der andere

darauf hinweisen konnte, daß er bereits ein anderes Grundstück längere
Zeit ordnungsgemäß bewirtschaftet hatte. Dem deutschen Landwlrk
Pawel in Damme (Kreis Nawitsch) gegenüber wurde die Ablehnung damit, be-

gründet,daß er nicht Landwirt, sondern Maurer sei, weil er se i n e fr ü h e r e W i r t -

schaft verkauft und seinen landwirtschaftlichen Beruf Vot-

über ehend aufgegeben hatte. Dem deutschen Landwirt Methkein Wylat-
kowo Kreis Gnesen) gegenüberwurde geltend gemacht, daß er keine genügendeGarantie

für die ordentliche Bewirtschaftung des von ihm erworbenen GrundstückesHebe-Obwohl
Methke, der niemals einen anderen als den landwirtschaftlichen Berufausgcubkhat, als
Pächter bereits ein anderes Grundstück selbstkllldlg Und SM-

w a n d f r ei b e w i r t s ch a f t et hatte und nur deshalb keinen eigenen Besitz erworben

hatte, weil ihm bis dahin die notwendigen Geldmittel fehlten. Gegen
den deutschen Landwirt Voßberg in Nattai (Kreis Wollstein) wurded»erVorwurferhoben,
daß er keine genügendelandwirtschaftliche Ausbildung nachweisen konne; die Feststellung
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des Betroffenen, daß er auf dem Besitz seines Schwiegervaters eine
gründliche landwirtschaftliche Ausbildung genossen hatte, wurde

nicht zur Kenntnis genommen. Ebenso erging es dem deutschen Landwirt Tismer in

Schönweiler (Kreis Gnesen), obwohl er von Jugend an auf dem Besitz seines
V a t e r s g e a r b e i t e t hatte. Dem deutschen-Landwirt Matthes in Topvlinken (Kreis
Schwetz) wurde die Genehmigung zum Ankauf eines zur Zwangsversteigerung stehenden
Grundstückes, auf dem er eine H y p o t h e k v o n 2 0 0 0 Z l o t I) stehen hatte, ver-

weigert mit der unwahren Begründung, daß er bereits Eigentümer eines 10 Hektar
großen Grundstückessei; durch die Zwangsversteigerung, zu der er nicht
zugelassen wurde, büßte JNatthes seine Forderung ein.

Die Liste dieser Beispiele könnte noch über viele Seiten fortgesetzt werden. Die ange-

führten Fälle zeigen aber zur Genüge, daß die Genehmigung der Auflassung den Ange-
hörigen der deutschen Volksgruppe durchweg mit unhaltbaren Begründungen abgelehnt
wird. Soweit in den behördlichen Entscheidungen überhaupt eilt

Grund angeführt wird, wird zumeist die angeblich mangelnde
berufliche Ausbildung geltend gemacht. Dabei werden als ,,ungeeignet
zur Bewirtschaftung eines landwirtschaftlichen Besitzes«auch solche deutsche Volksange-
hökigebezelchllehdie seit ihrer Jugend auf den Höfen ihrer Väter gearbeitet, als Pächter-
landwirtschaftliche Beamte oder Verwalter lange Jahre hindurch landwirtschaftliche
Grundstückebewirtschaftet haben oder auf ihren ererbten Grundstückensitzen und dank

ihrer erfolgreichen Wirtschaft in der Lage sind, durch Zukauf neuen Landes ihren Besitz
zu vergrößern. Es liegt auf der Hand, daß in all diesen Fällen nicht sachlich
gerechtfertigte Gründe für die Verweigerung der Auflassung
maßgebend sind, sondern daß die Auflassung lediglich aus

nationalpolitischen Gründen abgelehnt wird. Der Vorwand der man-

gelnden Berufseignung gegenüber den deutschen Landwirten ist umso erstaunlicher, als die

polnischen Behörden nicht daran denken, etwa gegenüberden zahlreichen Zuzüglerqaus

dem mittleren und östlichenPolen, die in Posen und Pommerellen Grundstückeerwerben,

ähnliche Bedenken geltend zu machen, obwohl sie diesen Leuten gegenüber,die mit den

Verhältnissen des intensiven Landwirtschaftsbetriebes in den ehemals reichsdeutschen Ge-

bieten zweifelsohne nur in höchstunzulänglichemMaße vertraut sind, weit mehr gerecht-
fertigt wären. Es ist noch zu bemerken, daß es sich in den meisten Fällen, in denen

deutschen Käufern die Auslassung verweigert wird, nicht darum handelt, den Uebergang
bisher polnischen Landbesitzesin deutsche Hand zu verhindern; v i e l m e h r w i r d d u r ch
die Ablehnung auch der Uebergang alten deutschen Landbesitzes,
der aus diesen oder jenen Gründen, z.B. wegen Mangels an leiblichen Erben, verkauft
werden muß, in andere deutsche Hände verhindert.

Die Pkllxls dek PDlUlschenBehörden läuft auf eine V e r m i n d e r u n g d e s d e u t -

schen landwirtstl)lklf·kllchen Besitzstandes, auf eine weitere Verknappung
des ohnehin von allen Seiten beschnittenen wirtschaftlichen Lebensraumes der deutschen
Volksgruppe in Polen hinaus. Was das bedeutet, das kann man ermessen, wenn man

bedenkt- daß etwa 90 V- der deUkschenVolksgkuppe in Posen und Pommerellen in der

Landwirtschaft tätig sind,,unddaß bei der praktischen Unmöglichkeit,jungen deutschen
Kräften neue Arbeitsplatzein gewerblichen oder sonstigen Berufen zu schaffen, d i e M ö g-

lichkeit decBerrkschakang des helMUklichenGrund und Bodens

für die deutsche Volksgkuppe schlechthin eine Existenzfrage ist.
Der Umstand, daß den Angehörigender deutschenVolksgruppe die behördlicheBestä-

tigung ihrer Eigentumsrechtea»nden von Ihnen erworbenen Grundstücken in d r Regel
verweigert wird, hat dazu gefuhrt, daß zahlreiche deutsche Bauern, die

trotz der Versagung der behordlichen Genehmigung den Ankauf
von Grundstück-In gewagt haben, Weil sie sich, um nicht vor die Hunde zu

gehen, Unbedingt eine wirtschaftlicheExistenz schaffen wollten und mußten, d i e G r u n d -

stücke, ohne die Auflassung erhalten zu haben, lediglich auf
Grund einer Generalvollmacht des Vorbesitzers bewirtschaften.
In der eingangs erwähnten Eingabe des Senators Hasbach heißt es hierüber: »Es ist
Flac, daß bei dieser Praxis u n h a l t b a r e N e ch t s z u st ä n d e eintreten, wenn man

berücksichtigt,daß der eigentlicheNutznießerund Steuerzahler des Gründstücks nie das

Eigentum erwerben kann, sondern der Gefahr ausgeliefert ist, daß der Vorbesitzer, der

im Kaufvertrag auf alle Rechte am Grundstück verzichtet und dafür den Kaufpreis
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erhalten hat, infolge der Unwirksamkeit des nicht genehmigten Kaufvertrages seine
Cigentumsrechte weiter überträgt«. Es ist also so, daß über zahlreichen
deutschen Bauern in Posen und Pommerellen,die unter solchen Rechts-
zuständen auf den von ihnen erworbenen Grundstückenwirtschaften, die ständige
Drohung hängt, durch irgendwelche Machenschaften der Vor-
besitzer oder durch einen willkürlichen Eingriff der Behörden
von ihrem Besitz verdrängt und um ihr Vermögen betrogen zu
werden. Das alles sind Zustände, die sich mit der in der Volksgruppen-Erklärung
enthaltenen Anerkennung des Rechtes der Angehörigender deutschen Volksgruppe auf

EicheBehandlung hinsichtlich des Besitzes und Erwerbs von Grundstücken in keiner

eise vereinbaren läßt. Es handelt sich bei der Verweigerung der Auflassung nicht um

einzelne Fälle, sondern um ein vom gesamten polnischen Behörden-
apparat konsequent durchgeführtes System der wirtschaft-
lichen Bedrückung der deutschenVolksgruppe in Polen. Es ist
dringend erforderlich, daß die polnische Regierung hier Ab-

hilfeichaffki

Die Entlassungswelle gebt weiter
Jn der Volksgruppen-Erklärung vom 5. November ist mit

besonderer Betonung die Wahrung des wirtschaftlichen«Lebensrechtes der beiderseitigen
Volksgruppen hervorgehoben worden. »Die Angehörigender Minderheit«, so hat es in der
-Erklärun geheißen,,,dürfenwegen ihrer Zugehörigkeitzur Minderheit in der Wahl oder

bei der usübung eines Berufes oder einer wirtschaftlichen Tätigkeit nicht behindert oder

benachteiligt werden«-. Was Deutschland anlangt, so wird durch diesen
Passus der Volksgruppen-Erklärung nur der tatsächlich be-

st eh e n d e Z u st a n d b e st ä t ig t. Die Funktionäre des polnischen Volkssplitters im

Reich haben in bezug auf die Behandlung der sich zum Polentum bekennenden Arbeit-

nehmer auf dem Gebiete der Arbeitsbeschaffung n i e m als b e g r ü n d e te n A n la ß
zu r Kla g e gehabt. Vielmehr hat der Führer und Reichskanzler gegenüberden Leitern
des Polenbundes mit aller Bestimmtheit und Klarheit feststellen können, daß der Wille
der Reichsregierung, jedem ReichsbürgerBrot und Arbeit zu verschaffen, auch gegenüber
den Angehörigendes polnischen Volkssplitters besteht und d u r ch g e f ü h r t i st und daß
die polnische Volksgruppe in vollem Umfange am wirtschaftlichen Aufstiege des

Reiches teilnimmt.

Es wäre eine grobe Entstellung der Wirklichkeit, wenn die polnische Regierung von

ihrer Einstellung zur deutschen Volksgruppe und von deren wirtschaftlicher Lage etwas-

Aehnliches feststellenwollte. Es wäre ein Leichtes, jeden derartigen Versuch, eine gerechte
und gleiche Behandlung der Angehörigender deutschen Volksgruppe in wirtschaftlicher
Hinsicht behaupten zu wollen, durch eindeutige Tatsachen und polnische Selbstzeugnisse

zu widerlegen. Und es wäre nur eine Verschleierung der tatsächlichenLage, wenn von

polnischer Seite etwa versucht werden sollte, die zumeist katastrophale wirtschaftliche und-

soziale Lage der Angehörigender deutschen Volksgruppe mit der schlechten Konjunktur
zu erklären. Denn in Wirklichkeit ist es ja so, daß für jeden entlassenen
deutschen Arbeiter eine polnische Kraft eingestellt wird, und

daß deutsche Arbeiter auch dort entlassen werden, wo infolge
der sich bessernden Geschäftslage neue Arbeitskräfte einge-
stellt werden müssen.

Die letzten Wochen haben wiederum neue Beispiele dafür geliefert: »So»hat die

F a l v a h ü t te am i. Dezember von neuem 14 deutschen Facharbeitern gekundigt, unter

denen einige sind, die erst vor einiger Zeit auf Grund einer Beschwerde beim Minderheiten-
amt nach längerer Arbeitslosigkeit wieder hatten eingestellt werden müssen. Ebenso hat
auch die K ö n i g sh ü t te wiederum einer Reihe deutscher Arbeiter das Arbeitsverhältnis
gekündigt. Die Verwaltung der Hütte hat es in diesem Falle nicht einmal mehr für nötig
gehalten, einen Kündigungsgrundzu benennen. Mit welcher Rücksichtslosigkeitdabei

verfahren wird, geht aus der Tatsache hervor, daß sich unter den Betroffenen ein
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Familienvater mit zehn unversorgten Kindern befindet! Folgende Zahlen charakterisieren
die Lage: Jnfolge der Besserung der allgemeinen Wirtschaftslage haben von den Gruben,
Hütten, Kokereien, Stickstofswerken und sonstigen Betrieben der Schwerindustrie des

Kreises Schwientochlowitz im Laufe des Monats November etwa 1000 Arbeiter neu

eingestellt werden können. Jn der gleichen Zeit aber haben die Friedens-, Falva-,
Bismarck- und Königshütte fast 100 deutsche Arbeiter entlas en. Auch dafür, daß die

deutschen Arbeiter den gegen sie ausgesprochenen Kündigungen schutzlos
a u s g es e tzt sind, haben die letzten Wochen neue Belege geliefert: So hatte die Gewerk-

schaft Deutscher Arbeiter gegen die Entlassung von neun deutschen Arbeitern der F a l v a -

hätte beim SchlichtungsausschußEinspruch erhoben, nachdem der B et r tebs-
rat der Hütte geweigert hatte, in dieser Sache etwas zu unternehmen. Der Komgs-
hütter S ch l i ch t u n g s a u s s ch u ß , vor dem die Beschwerde am Zo. November ver-

handelt wurde, aber hat dahin entschieden, nur dann zu den Entlassungen Stellung nehmen
zu können, wenn der Einspruch durch den Betriebsrat eingereicht wirdl Auch im Falle
der vor kurzem entlassenen acht deutschen Arbeitern der B i s m a r ck h ü t t e hat del·

Betriebsrat geweigert, für die von dauernder Arbeitslosigkeit bedrohten Deutschen zu

intervenieren, während sich der D e m o b i l m a ch u n g s k o m m i s s a r , wie üblich,mik

dem Hinweis darauf für unzuständigerklärt hat, daß, da fortgesetzt neue Arbeiter von

der Bismarckhütte eingestellt werden, durch die Entlassung der Deutschen keine Ver-

minderung der Belegschaft bewirkt worden ist! Dieselbe deutschseindlicheEinstellung
haben auch die polnischen Gemeindevertreter von Bisniarckhiitte
bewiesen, als in der Sitzung der Gemeindevertretung am 29. November das deutsche
"Mitglied der Gemeindevertretung verlangte, daß der vor kurzem von dieser Körperschast
selbst aufgestellte Grundsatz, daß bei Neueinstellungen vor allem die einheimischen
Erwerbslosen zu berücksichtigensind, auch auf die einheimischen Arbeitslosen de utsch e r

Volkszugehörigkeitangewandt werden solle.
Wie diese Beispiele zei en, hat sich hinsichtlich der gewaltsamen Verdrängung der

Angehörigender deutschen Holksgruppevon den Arbeitsplätzense it d e r V e r ö f f e n t -

lichung der Volksgruppen-Erklärung nicht das geringste
geändert. Es ist interessant, in diesem Zusammenhang eine Erklärung der halb-
amtlirhen ,,Jskra«-Agentur zu der Entlassung polnischer Bolksange-
hoklgek in des Tschech0-Slowakei zur Kenntnis zu nehmen: Wenn die

YkagkkZenkkslbehokdewso hat es da geheißen,guten Willens seien, dann wäre es

lhney auch most-ch- auf die zuständigenörtlichen Stellen, die fiir die Entlassungen
unmittelbar verantwortlich sind, den erforderlichen Druck auszuüben. Niemand könne

ekkdakkellidaß Mem Auf Pelklischer Seite die Entlassung polnischer Arbeiter als einen

Belkkag zUk EJIklPUUMMgdek»Beziehungenzwischen den beiden Nachbarländern ansehen
Werde Es Wafe lehr zU begfußekhwenn man sich in Polen darüber klar werden würde,
daß dele- Was M dlesek EITHUFUUSdek «JSkra«-Agenturvon polnischer Seite gegen
die T s ch e ch v - S l O W a k e,1 zum Ausdruck gebracht worden ist, mit noch weit größerem
Recht VOU dedklchsk Sklke gegen Polen geltend gemacht werden kann. Und es

läge Auch zwelfellog Im InkÄkelle des polnischen Volkssplitters in
De u tsch l a n d, wenn sich die verantwortlichen polnischen Stellen daran erinnern

würden, daß in der VolksgruppemErklärungvom 5. November der Grundsatz
d e r G e g e n s e i t i g k e it

aufgestelltworden ist, und daß der Führer und Reichskanzler
in den Worten, die el· tm dle eikek des Polenbundes gerichtet hat, nicht ohne triftigen
Grund darauf hingewiesen hak- daß dek Schutz der deutschen Volksgruppe in Polen vor

allem hinsichtlich ihres Rechtes auf Arbeit auch zur Sicherung des polnischen Volks-
splitters in Deutschland beitragen wird.

Pf- -f- äs- sWWW
-

Die gegenseitigeAchtung deutschen und polnischen Volkstums verbietet von selbst jeden
Versuch, die Minderheiten zwangsweise zu assimilieren, die Zagehörigkeitzur Minder-

heit in Fkage zu stellen oder das Bekenntnis der Zugehörigkeitzur Minderheit zu

behindern. Jnsbesondere wird auf die jugendlichenAngehörigender Minderheit keinerlei

Druck ausgeübt werden, um sie ihrer Zugehörigkeitzur Minderheit zu entfremden.

(Aus der Bolksgruppen-Erklårungvom 5. November 1937)
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Polen und die proiestaniifchen Kirchen
Auf der ganzen Linie ist in Polen der Kampf gegen das kirchliche Leben

der evangelischen »Deutschen entbrannt. Dieser Kampf hat im ver-

gangenen Jahre zmit dem im Auftrag der polnischen Regierung unternommenen Angriff
des Nenegaten D. Bursche auf die Freiheit der Evangelischen Kirche Augsburgischen
Bekenntnisses in Nussischpolenbegonnen; er ist in den letzten Monaten gegen die Unierte

Evangelische Kirche in O st o b e rschlesien fortgesetzt worden und scheint nun auch
gegen die Evangelische Kirche Augsburgischen und Helvetischen Bekenntnisses in

Galizien eingeleitet zu werden, so daß zur Zeit nur noch die Unierte Evangelische
Kirche in o s e n u n d P o m m e r e l l e n außerhalb der unmittelbaren Schußlinie steht.

Es sei noch einmal an die Vorgänge erinnert, die im Laufe dieses Jahres in der

Evangelischen Kirche Augsburgischen Bekenntnisses abgespielt
haben, nachdem ihr der Staat Ende vergangenen Jahres gegen den Widerspruch der

Gemeinden eine ihren deutschen Charakter bedrohende und ihre innere Freiheit unter-

drückende Verfassung aufgezwungen hatte: Am 28. Februar d. J. fanden in den Ge-
meinden die Wahlen der weltlichen Delegierten zu den Senioratsversammlungen statt.
Durch die Wahlen wurde das bekannte nationale Kräfteverhältnis in der Evangelischen
Kirche Augsburgisrhen Bekenntnisses: 8 0 v. D e u t s ch e g e g e n 2 0 v. P o l e n

u nd R en e g a t en , bestätigt. Etwa zwei Monate später wurden dann von den

Senioratsversammlungen die Senioratsausschüsse gewählt. Diese Wahlen konnten
in den Diözesen Kali,sch, Lodz, Wolhynien und Plork, die zusammen
56 000 von insgesamt 76 000 vwahlberechtigtenGemeindemitgliedern zählen, nicht durch-
geführt werden, da die von den deutschen Mehrheiten aufgestellten Kandidaten von

polnischer Negierungsseite als politisch untragbar abgelehnt wurden. Am 26. No-
vember versuchte nun, der inzwischen von einer beschlußunfähigenKörperschaft zum

Bischof »gewählte«-und von der Regierung bestätigteNenegat D. Bursche in einer von

ihm einberufenen Senioratsversammlung der Diözese Plock noch einmal,
die dort seinerzeitgescheiterteWahl zu erzwingen. Er mußte aber die Fruchtlosigkeit seiner
Bemühungen erkennen, die deutsche Mehrheit der Senioratsversammlung in ihrem ent-

schlossenenEintreten für die Rechte der deutschen Gemeinden wankend zu machen. Mit
33 gegen 14 Stimmen kam eine Entschließungzustande, in der die Plorker Diözese
mit den DiözesenLodz, Kalisch und Wolhyniensolidarisch erklärte, die gleichzeitige Ein-

berufung der Senioratsversammlungen in den vier genannten Diözesenund die Vertagung
der auf den 14.»Dezemberanberaumten, nach dem Gesetz nicht beschlußfähigenSynode
verlangte, — worauf D. Bursche die Versammlung mit der An d r o h u n g v o n

w a n g s m aß n a hsm e n, und einem Vaterunser beschloß-
Die· Unierte Evangelische Kirche O st ob e rschlesien s wurde durch das

verfassungswidrige Gesetzvom 16. Juli d.J. ihrer rechtmäßigendeutschen Leitung beraubt.

Vor allem wurden die deutschen Geistlichen reichsdeutscher und österreichischerStaats-

angehörigkeitaus ihren Aemtern entfernt und durch Polen und Nenegaten ersetzt. Be-

reits im Juli wurden zwei deutsche Geistliche a u s d e rn K i r ch e n r at e n t f e r n t. Jm

August wurden drei weitere deutsche Geistliche zu m V e r l a s s e n d e s p o l n i s ch e n

S t a a t s g e b i e t es g e z w "u n g e n. Jm Oktober wurde der deutsche Kirchenpräsident
D. Voß von dem durch den Wojewoden Grazynski zum Vorsitzenden des Vorläufigen
Kirchenrates ernannten «RechtsanwaltMichejda m it G e w a l t a u s se i n e m A m te
verdrängt. Jm November wurden der deutsche Geistliche der Gemeinde Schwim-
tochlowitz,Pastor Koderich, sowie dessen Vikar ihr e r A e m te r e n t h o b e n , und zwei
weitere deutsche Geistliche, Kirchenrat Sowade aus Tarnowitz und Pastor Koch aus

Lublinitz, d e s L a n d e s v e r w i e s e n. Anfang Dezember schließlicherhielten die deut-

schen Geistlichen der Gemeinden Nikolai und Nuptau, Pastor Leder und Pastor Gutten-

berger, den A u s w ei s u n g s b e f e h l. Am 6. Dezember wurden vom TBojewoden
Grazynski in den Vorläufigen Kirchenrat, der sich bis dahin aus vier Polen
zusammensetzte, drei neue Mitglieder berufen, die von der ,,Polska Zachodnia«als Ver-
treter des evangelischen Deutschtums Ostoberfchlesiens vorgestellt wurden: es waren dies

der Geistliche der evangelischen Gemeinde Gollassowitz, Pastor Johannes Harlfinger,
und die Gutsbesitzer Niartin H e r m a n n und Klaus H e g e n s ch e i d t. Da die deutschen
Kirrl)engemeinden,"Pastoren und Kirchenorgane das Gesetz vom 16. Juli d. J. grundsätzlich
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abgelehnt und die neue Kirchenleitung nicht anerkannt haben, handelt es sich bei diesen Von

Grazynski berufenen Männern offensichtlichum Leute, die keine Bedenken tragen, Von

polnischer Seite gegen das im Kampf um sein Recht stehende evangelische Deutschtum
mißbrauchenzu lassen. Es ist bemerkenswert, daß Pastvr Harlfinger, der vor längerer
Zeit durch eine heftige Fehde mit der Jungdeutschen Partei viel von reden gemacht
hat, der einzige deutsche Geistliche der Unierten Evangelischen Kirche gewesen ist, der es

abgelehnt hat, seinen Namen unter die von der gesamten Pastorenschaft unterzeichnete
Protestschrift an den Wojewoden Grazynski zu setzen. Jn der gleichen Weise haben sich
auch die beiden anderen Genannten bereits im Oktober d.J. außerhalb der deutschen
Einheitsfront gestellt. An eine nachdrücklicheund wirksame Vertretung des Willens der

fast rein .deutschen evangelischen Kirchengemeinden Ostoberschlesiens im Vorläufigen
Kirchenrat (in dem übrigens Pastor Harlfinger der einzige Theologe ist), ist unter diesen
Umständenschwerlich zu denken —

ganz abgesehen davon, daß sich die drei als Vertreter
der deutschen Protestanten angekündigten Kirchenratsmitglieder gegenüber den vier

Nationalpolen in der Minderheit befinden.
« "

Jn letzter Zeit hat, wie gesagt, auch der Kampf gegen die v a n g e l i e K i r ch e

Augsburgischen und Helvetischen Bekenntnisses in Galizien
begonnen. Das Signal zum Angriff hat die »Polska Zachodnia« gegeben in einem

Artikel, in dem sie den Leiter dieser Kirche, den Superintendenten D. Z ö ck l e r ,
der

Jlloyalität gegenüberdem polnischen Staate verdächtigt,weil dieser zu seinem Teil aus

den bescheidenen smikkelsp die ihm zur Verfügung stehen, das von den deutsch-evangelischen
Gemeinden Galiziens ins Leben gerufene Privatschulwesen zu unterstützenbestrebt ist. Auf
dem durch die Denunziationen des Wojewodenblattes vorbereiteten Boden haben dann

die vom Staat ausgehaltenen polnisch-evangelischenKirchenblätter ihre erste A t t a ck e

gegen die rechtliche Grundlage der Kirchenleittung der galizi-
s ch e n P r o t e st a n te n g e r i t t e n. Demgegenüberhat das in« Stanislau erscheinende
»E- v a n g e l i s ch e G e m e i n d e b l a t t« daran erinnert,- daß der polnische-Staat bisher
die nach dem Umsturz von 1918s19 erfolgte Uebertragung der Rechte und Pflichten des

Wiener Qberkirchenrates gegenüberden evangelischen Gemeinden Galiziens auf. die Super-
intendentur und den Superintendentialausschußin Stanislau niemals beanstandet und die

gegenwärtige, deutsche Leitung der EvangelischenKirche Augsburgischen und Helvetischen
Bekenntnisses d e ka c t 0 a n e r k a n n t hat, und daß die Regierung die ihr von der

Kirchenleitungin den Jahren 1922 und 1927 vorgelegten Entwürfe einer neuen Kirchen-
verfassung niemals beantwortet hat. Die tatsächlicheAnerkennung der gegenwärtigen
Klechenlelknng durch den Skllllk geht vor allem daraus hervor, daß die staatlichen
Behörden der Superintendentur die Kontrolle des IRatrikelwesens überlassen, ihr die den

Pfarrern und deren Vertreternzustehenden staatlichen Unterstützungenzugeleitet und die

darauf bezüglichenAntrageentgegengenommen, ferner die evangelischen deutschen Privat-
schulenGaliziensals Eigentumder Kirchengemeindenunter Kontrolle, Fürsorge und Mit-

wirkung der höherenevangehschenKirchenbehördenausdrücklich anerkannt haben uam.«

IRan geht Wohl nlchk fehl 1n der Annahme,daß hier von polnischer Seite ein neuer

kirchenfeindlicherGewaltaktgeplant Ist, durch den die Angreifer hoffen, nicht nur eine

deutsche kirchllche Organisation in die Hand zu bekommen, sondern zugleich
auch auf ebenso billigenZle UnansiandlgeWeise die weltberühmten e v a n g e l i s ch e n

A n st a l t e n in S t a n i s l a u, ihren deutschen Gründern und rechtmäßigenBesitzern
entkeißen und außerdem dem kirchlichverankerten deutschen P r i v a tsch u l w e s e n

Galiziens den Todesstoß Verlelzenzu konnens

Es ist offensichtlich,daß es bei der seitetwa einem Jahre im Gange befindlichen
Aktion gegen das kirchlicheLeben der evangelischen Deutschen in Polen nicht um zufällige
Einzelmaßnahmen,sondern um ein von lan»ger Hand vorbereitetes und

systematisch vorgetriebenes Zerstornn,gswerk handelt, durch das das

Deutschtum eines seiner wesentlichstenorganisatorischen Rückhalte beraubt werden soll.
IRan darf nämlich nicht übersehen-daß die evangelische Kirche vor allem

im Leben der deutschen Kolonisten Nussischpolens und Galiziens
diejenige organisatorische Gemeinschaft darstellt, in deren

Rahmen sich das völkische Leben durch Generationen hindurch
am besten zu erhalten und die am wirksamsten die Gefahren der

völkischen Entfremdung abzuwehren vermocht hat. Die evangelische
Kirche bildet auch heute noch vielfach die sicherstePflegestätte und die stärksteStütze des
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völkischenLebens der im mittleren, östlichen und südlichenPolen siedelnden Deutschen-
Diesen Schutzdamm gegen die Polonisierungswelle einzureißenund aus einer deutschen
Organisation einen aktiven Faktor der Polonisierung zu machen, ist der eigentliche
Zweck der sich aus Verfassungsbrüchen und Nechtsbeugungen,
Verleumdungen und Gewaltakten zusammensetzenden Aktion
gegen das deutsche evangelische Kirchenleben in Polen.

Polen hofft auf Kolonien
»Das heutige Deutschland mit seinen 67 Millionen Menschen, mit seiner weitver-

zweigten Industrie muß Kolonien besitzen, weil es Nohstoffe braucht, weil es irgend-
wohin seinen Bevölkerungsüberschußablenken muß und weil für die wirtschaftliche und
kulturelle ExistenzDeutschlands Kolonien eine Lebensfrage bedeuten«. Die «Gazeta
H a n dlo w a« hätte sich wohl schwerlich zu einer solch’vorbehaltlosen Unterstützungder

deutschen Kolonialforderung aufgeschwungen, wenn es ihr nicht darauf angekommen
wäre, der deutschen Argumente auch zur Rechtfertigung des polnischen
Kolonialanspruchs zu bedienen: »Die gleichen Argumente sprechen aber für die Not-

wendigkeit, daß auch Polen Kolonien haben muß. Wir müssen genau so wie

Deutschland Kolonialgebiete besitzen, aus denen wir unsere Nohstoffe
beziehen und wohin wir unseren Bevölkerungsüberschußablenken können. . . Wir haben
das gleiche Recht wie Deutschland, Kolonien zu fordern. . .«

Es ist in Polen in letzter Zeit wieder sehr viel von den Kolonien die Rede. Die polnische
Propaganda ist bei ihrer alten Taktik, die eigene Kolonialforderung an

die deutsche Forderung anzuhängen, geblieben. Die These der polnischen
Kolonialpropaganda lautet nicht direkt: »Polen muß Kolonien bekommen«, sondern sie
heißt: »Wenn Deutschland Kolonien erhält, dann darf auch Polen nicht
unberücksichtigtbleiben«. Polen versucht, aus den Erfolgen, die die deutsche Regierung
in der Verfolgung ihrer kolonialen Forderung gegenüber den Westmächtenerzielt, Nutzen
zu ziehen. Das ist eine-Beobachtung, die in mancher Hinsicht an die für Deutschland
sehr undankbare Rolle bei der Wiederaufrichtung des polnischen Staates erinnert.

Einen Fortschritt hinsichtlich der Geltendmachung seiner Kolonialforderung hat Polen
während des Besuches des französischen Außenministers in

Warschau erzielt. Jn den Besprechungen mit Delbos hat die Kolonialfrage
eine bedeutsame Rolle gespielt. Nach den Kommentaren der französischenPresse hat
Polen erklärt, zur Zeit noch keinen Anspruch auf bestimmte Kolonialgebiete erheben
zu wollen, aber den Wunsch geäußert, zu einer eventuellen internationalen Kolonial-»
konferenz bzw. zu einer etwa zu bildenden internationalen Körperschaft für die Ver-

teilung der Rohstoffe zugezogen zu werden, während aus der anderen Seite Frank-
reich anerkannt hat, daß Polen zu den am Kolonialproblem
besonders interessierten Staaten gehöre. Es liegt auf der Hand, daß
das Eingehen der französischenDiplomatie auf das polnische Verlangen nach Kolomen

ur Voraussetzung hat, daß Polen wieder stärker, als es in den letzten Jahren PekFallgewesen ist, den kontinentalen Plänen seines westlichen Bundesgenossen verschreibt.
Ob Polen in der Kolonialfrage jemals Erfolg haben wird, ist eine Frage, die sich noch
nicht beantworten läßt. Aber eines hat Polen erreicht: daß die Frage seiner eventuellen
Beteiligung an den überseeischenBesitzungen in der internationalen Qeffentlichkett
diskutiert wird, mag das nun in positivem oder negativem Sinne geschehen. Es Ist
daher am Platze, einige Bemerkungen zu der Frage der Berechtigung des polnischen
Kolonialverlangens zu machen.

- 1. Von amtlicher polnischer Seite sind, wie es nach den letzten Verlautbarungen
scheint, bisher keine Forderungen bezüglich der Zuteilung bestimmter Kolonialgebiete
angemeldet worden. Die polnische See- und Kolonialliga aber hat einen polnischen An-

spruch auf Teile des deutschen Kolonialbesitzesanzumelden versucht- wobei sie sich eines

obskuren Ar umentes bedient: Polen müsse als gegenwärtigerBesitzer eines Teiles des

ehemaligen sieichsgebietesauch ein Anrecht auf einen Teil des deutschen Kolonial-

besitzes haben; denn es habe sich durch die dem deutschen Reiche weggenommenen Gebiete
an der Entwicklung der Kolonien beteiligt! Es genügt die abschließendeFeststellung:
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Das Deutsche Reich verlangt die ihm vorenthaltenen Kolonien

restle und ausschließlich für sich. Einen Rechtsanspruch hat
Polen in der Kolonialfrage nicht geltend zu machen-

2. Die polnische Behauptung, daß Polen eines eigenen Kolonialbesitzes ebenso
dringend wie Deutschland bedürfe, ist oberflächlich und falsch. Es sollen nur einige
Tatsachen festgehalten werden: Polen ist ein überwiegenderAg ra rst allt, dessen
Bevölkerungzu etwa 70 v.H. von der Landwirtschaft lebt; dagegen ist Deutschland ein

Jndustriestaat, in dem das Verhältnis der agrarischen zur nichtagrarischenBevölkerung
gerade umgekehrt ist. Polen zählt bei einer Bodenfläche, die um ein Fünftelhinter der-

jenigen des Deutschen Reiches zurückbleibt,eine E i n w o h n e r z a h l ,
die nur etwa die-

Hälfte derjenigen des Reiches beträgt. Jn Polen entfallen auf den Quadratkilometer nur

85, im Deutschen Reich dagegen 141 Bewohner· Polen hat innerhalb seiner gegen-

wärtigen Grenzen ein erheblich größeren A n t e il n o ch u r b a r zu m a ch e n d e k

oder in ihrer Ertragsfähigkeit zu steigernder Flächen als das

Reich in seinem gegenwärtigenUmfang. Polen e x p o r t i e r t , gemessen an seiner
Gesamtausfuhr, verhältnismäßig mehr Rohstoffe und Agrarprodukte als Deutschland
Polens Bedarf an im Lande nicht vorhandenen Rohstoffen und über-

seeischen Erzeugnissen ist unvergleichlich geringer als derjenige des industriereichen und

im Lebensstandard höheren Deutschen Reiches. Als überwiegendesAgrarland leidet

Polen unter chronischem K a p i t a l m a n g e l , ein Umstand, der die MöglichkeitenUnd

Aussichten einer erfolgreichen und selbständigenKolonialpolitik wesentlich einengt, während
das industriestarke Deutsche Reich ein Land mit starker Kapitalbildung und damit auch
eigener kolonialer Wirtschaftsinitiative ist« D a s si n d a l l e s T a t s a ch e n ,

d i e

es als eine Vergewaltigung der Wirklichkeit erscheinen lassen,
wenn Polen hinsichtlich der Intensität seines Kolonialbedürf-
nisses auf eine Stufe mit Deutschland gestellt wird.

3. Die These, daß Polen Kolonialbesitzbrauche, um seinen großen B e v ö l k e r u n g s-

ü b e r s ch uß dorthin abfließen zu lassen, da ihm die großen Einwanderungsländer
versperrt sind, beruht offensichtlich auf einer weitgehenden Verkennung der Siedlungs-
möglichkeiten in den allenfalls in Frage kommenden überseeischenGebieten. Wenn es

Polen darauf ankommt, seinen in der Heimat nicht zu verwertenden Menschenüberschuß
anderswo unterzubringen,dann erscheinen Nie d e r l a u n g s v e r t r ä g e , wie sie
z. B. mit Brastliengeplant waren, zweifellos als das geeignetere Mittel. Mit der Frage
der Erntgratton ist die Judenfrage aufs engste verbunden. Jn fast allen Kreisen
Polens besteht Uebereinstimmungdarin, daß das Judenproblem nur durch die Beseitigung
der «Judenaus Polengelöst werden kann.

«

Von Seiten der polnischen Regierung ist nicht
UUk M der Palastmafmge VeklUcht worden, für die Erweiterung der Niederlassungsmöglich-
keiten der aus»Polen abzuschiebenden Juden zu sorgen. Auch mit Paris hat die

polnische Regierungbereits wegen dieser Angelegenheit in Verbindung gesetzt: Der

französischeKolomalmmlstek hat vor kurzem erklärt, daß die französischeRegierung
bereit sei- die Insel Madagaskar für die Einwanderung aus Polen
f k e i z ll g e b e n- Der ,ZU.lCMMMhAUgder Judenfrage mit dem Kolonialproblem ist
nicht zu verkennen. Die geplante Forcierung der jüdischen Eniigra-
kion aus Polen rst ein Argument gegen die polnische Kolonial-

fo r d e r u n g. DennnndemMuße-in dem die Versuche, Polen von Juden zu säubern,
von Erfolg gekrönt sind,»wird in Polen selber zusätzlicherwirtschaftlicher Lebensraum

fük polnische Bolksangehortgefrei. Man wird zugeben müssen, daß es sinnvoller ist, die

heute noch verjudeten Stadte Mittel-, Ost- und Südpoleng zu polonisieren, als nach
überseeischemBesitz zu trachten. Daß die polnische Volksgemeinschaft stark genug ist,
das eine zu tun und das andere nicht zu lassen, kann man mit guten Gründen bezweifeln-

Nik. Coppernicus und Joh. Hevelius
Die deutsche Presse in Polen veröffentlichtekürzlicheinen Aufsatz von Dr. Kurt

Lück, der unter der Ueberschrift »Die Umkehr in der polnischen Coppek-
n i r u s - F o r sch u n g« die Stimmen mehrerer polnischen Gelehrten zusammenfaßte,
welche im Gegensatz zu der landläufigenpolnischen Propaganda auf Grund ihrer wissen-
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schaftlichen Forschung die deutsche Art und Abstammung des großen
A st r o n o m e n festgestellt haben.

" Jn Polen, so hat es sin diesem Artikel einleitend

geheißen,gibt es Copperncius-Straßen,Coppernirus-Gesellschasten, Coppernicus-Schulen,
Coppernicus-Denkmäler, Coppernicus-Dichtungen, Coppernicus-Tonschöpfungen,Copper-
nirus-Denkmünzen,Coppernirus-Gemälde und eine planmäßige Coppernirus-Auslands-
werbung durch fremdsprachig herausgegebene Broschüren, durch Verschenkung von

Coppernicus-Büsten ans Ausland, durch Gastspielreisen von Schauspielern mit Copper-
mais-Stücken usw. Aber, so heißt es dann weiter, a u ch im p o l n i s ch e n L a g e r

hat es schon immer Männer gegeben, die gegen die polnische-
Coppernirus-Legende eindeutig Stellung genommen haben.

Als Beispiele werden in dem genannten Artikel von Dr. Kurt Lück mehrere polnische-
Gelehrte zitiert: Jm Jahre 1923 stellte der polnische Historiker Alex ande r

Brückner in der Zeitschrift »Przeglad Warszawski« (Jahrgang III, Seite 121) zur

Frage der Volkszugehörigkeitdes Coppernirus fest: Coppernicus habe d i e p o l n i s ch e

Sprache kaum, die deutsche jedoch ausgezeichnet beherrscht.
Thorn habe zur Zeit des Coppernicus nicht anders ausgesehen als alle größeren
Städte Polens, in denen in der Hauptsache Deutsche wohnten. ,,Copper-
nicus«, so hat es in dieser Arbeit wörtlich geheißen,,,kannte kein anderes Vaterland
und kein anderes Volkstum als das preußische,und damit sollten wir es endlich genug
sein lassen und nicht unsere eigenen Wünsche und Phantasien in die vergangenen Jahr-
hunderte zurückversetzen.«Diese Ansicht Brückners machte auch der polnische
Literaturhistoriker G a b rjel Ko r b ut in seiner im Jahre 4931 erschienenen »Literatura
Polska od potrzatkow do wojny swietowej«(,,Die polnische Literatur von ihren Anfängen
bis zum Weltkrieg«, Band I, Seite 150 und Band IV, Seite 368) zu eigen. Zum Ent-

setzender spolnischenINärrhenerzähler über Coppernirus erschien dann im Jahre 1936 in

der Zeitschrift »Prosto z Mostu« (Nr. 37 vom 23. 8. 1936) unter dem Titel »Der Streit

um die Volkszugehörigkeit des Coppernirus« ein Artikel aus der Feder des polnischen
Historikers J e r e m i W a s i u t y n s k i , der aus Grund seiner eingehenden Studien

über diese Fragemit münnlicherOffenheit zu folgenden Feststellungen bekannte: »Man

darf nicht behaupten, Coppernicus sei ein gebürtiger Pole
gewesen; noch viel weniger darf man diese Behauptung im Ausland ,propagieren,, wo

entgegengesetzt lautende Dokumente bekannt sind, z.B. in den deutschen Quellensamm-
lungen. Eine solche Propaganda würde der polnischen Kultur durchaus kein gutes
Zeugnis ausstellen. . . Wer war also Coppernicus? Ein preußischerPatriot, ein

loyaler polnischer Staatsbürger, der Herkunft nach ein deutschsprechen-
d e r T h o r n e r B ü r g e r«. Eine andere kulturpolitische Zeitschrift, die ,,W i a d o -

mosci Literarki« (Nr.40 vom 20.9.1936), stellte sich in einem Aufsatz ,,War
Coppernirus ein Pole« vorbehaltlos auf den von Wasiutynski vertretenen Standpunkt.
Ebenso erschien im ,,Czas« (Nr.234 vom 26.8.1936) ein Artikel von Kstawery
P r u s z y n s ki , der die Arbeit Wasiutynskis als »einen wirklich guten, dtiefgehendekt
Artikel voll kluger Bemerkungen und weitgehender mutiger Schlußfolgerungen«
bezeichnete.

Vor kurzem ist nun in dem Warschauer Verlag von J. Przeworski eine neue umfang-
reiche Arbeit von J er e mi W a s i u t t) n s ki unter dem Titel ,,Kopernik. Tworea now-XIV
nieba« (,,Coppe-rnirus. Der Schöpfer des neuen Himmels«) erschienen. Aus der m

diesem 665 Seiten umfassenden Werk beschriebenen Lebensgeschichtedes Coppernicus geht
einwandfrei hervor, daß der Verfasser den Astronomen und dessen Familie als D e U k s ch e

ansieht. Wiederholt wird dort betont (Seite 89, 442 und 615J6), daß die Mutter-

sprache des Astronomen, der seinen Namen deutsch ausspt,llch,
die deutsche gewesen ist. Der Bruder des Astronomen sei ein grimmiger

Gegner der Polen gewesen (Seite 236); dasselbe gelte für Lukas Waisen-
rode, den Onkel des Astronomen (Seite 629). Jn Bologna habe es in der deutschen
Landsmannschaft, in die Lukas Watzenrode und dann Nikolaus und Andreas Copper-
nicus eintraten, ü b e r h a u p t ke i n e P o l e n gegeben (Seite 19); die Behauptung,
daß der Astronom an der Universität Padua der polnischen Landsmannschaftangehort
habe, sei eine Legende (Seite 130); in den HumanistenkreisenseinerZeit habe man den
Astronomen schlechthin als ,,N i k o l a u s d e n D e u t s ch e n bezeichnet; Coppernirus
habe sich in seinen Notizen und im täglichen Umgang der deutschen
Sprache bedient CSeite-139),»usf,
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Es sei noch, was gleichfalls in dem Artikel von Dr. Kurt Lück erwähnt wird, darauf
verwiesen, daß auch d e r p o l n i s ch e W e st v e r b a n d einmal, und zwar in der von

ihm herausgegebenen Schrift »Vom deutschen Einfluß auf die polnische Kultur", Coppek-
nirus als »aus einer deutschen, aber Polen treuen Familie
st a m m e n d«, also als ein loyalen Polnischen Staatsbürger d e u t e r Volkszugehörig-
keit, bezeichnet hat, und daß in der mit der Pariser Weltausstellung verbundenen

polnischen Coppernirus-Propaganda keine polnischen G e l ehrten mehr, sondern
lediglich noch sachunkundige Polnische P r e ssesch r e i b e r für die These vom angeb-
lichen Polentum des deutschen Astronomen eingesetzt haben. Es sei in diesem Zusammen-
hang auch auf die in der Zeitschrift ,,J o m s b u r g« (Heft 2, Jahrgang 1937) erschienene
Abhandlung von Hans Schmauch ,,Nikolaus Coppernirus — ein Deutscher« und

auf die gleichfalls dort veröffentlichte,von Dr. Papritz zusammengestellte,,Nach-
fahrentafel des Lukas Watzenrode«, eines Onkels des Astronomen, ver-

wiesen. Man kann nach allem, was die deutsche und auch die unvoreingenommene
polnische Wissenschaft zur Frage der Volkszugehörigkeitdes Coppernirus festgestellthak-
den VJorten zustimmen, mit denen Dr. Kurt Lück seine Betrachtungen schließt:»Ja der

CoppernicUs-Geschichte war viel Dichtung und in der Coppernirus-Dichtung wenig
»Geschichte.Möge daher Wasiutynskis Werk als ein Pseiler der Wahrheit erweisen!
Die Entscheidung über die Volkszugehörigkeitdes Denkers ist heute keine Frage der

Geschichtsforschung mehr, sondern nur noch eine Frage nationaler Würde und des

nationalen Anstandes«.
Jm Jahre 1687, also vor 250 Jahren, starb der Danziger Astronom Johannes

.Hevelius. Einige polnische Blätter, so der ,,Kurjer Poranny« vom 31.Januar
und der ,,Kurjer Warszawski«vom 28. Oktober d. J. haben diesen Anlaß benutzt, um

diesem Forscher, der seine erstaunlich genauen Beobachtungen der Himmelskörper in

17 dickleibigen Foliobänden aufgezeichnet, als erster u.a. die Libration des Mondes
erkannt und gleichzeitigmit Huygens und unabhängigvon diesem die Pendeluhr erfunden
hat, mehr oder weniger sachkundige Gedenkartikel zu widmen. Das ist allerdings, wie
man gleich sehen wird, nicht geschehen, um irgendeinem kulturhistorischem Bedürfnis zu

; enügen, sondern aus dem gleichen Grunde, aus dem diese und andere polnische
lätterso gern mit Nikolaus Coppernirus, Veit Stoß und anderen deutschen Forschern

und Kunstlernbefassen. Jm ,,Kurjer Poranny« hat es nämlichgeheißen,daß diepolnische
AstkDUPMIFM Eier Erscheinung dieses berühmten Danziger Astronomen ,,Jan
Hewellufz(!) »Alle ihrer rößten Nuhmesgestalten nach Kopernik«
stehk»aaddaß es »heutekeinemZweifelmehr unterliege«,daß Hevelius, »der zum damals

Polmschea DaJIzlggehakke- Als Pole und als loyaler Bürger der Republik
Dachke Und fahlke ;

Und im »KllkjekWarszawski«, der auf die in der ,,Urania«
(Nr· 4J1937)erschieneneLebensbeschreibungdes Hevelius von Wozniewski stützte,ist von

-dem ,,zwe1ten beruhmten polnischen Astronomen nach Kopernik"
»die Rede gewesen.

Dazu ist ganz sachlich folgendes zu sagen: i. Die Schreibart ,,Jan Heweliusz«ist eine
UUS dem Jahre 1937 stammeade freie Erfindung. Der Name Hevelius ist die latinisierte
Form des Namens H ewelke oder Höwelrke,den der Astronom im bürgerlichenLeben

führte. 2« Danzig War alemals- also auch flicht zu Lebzeiten des Astronomen eine

polnische Stadt· Es war auch kein Bestandteil der polnischen Nepublik; vielmehr bestand
seine Verbindung mit dem polnischen Hinterland lediglich darin, daß es die Qberhoheit
der Könige von Polen anerkannt hatte, denen es trotz mehrfacher Versuche niemals

gelang, die völkischeund staatliche Eigenständigkeitdieser deutschen Stadt zu unterdrücken
3. Weder für eine etwaige polnische Abstammung, noch für die angebliche polnische
Gesinnung des Astronomen gibt es irgendwelche Beweise. Auch die polnischen Blätter
verzichten auf den von vornherein aussichtslosen Versuch, derartige »Beweise" zu

konstruieren; sie begnügen mit der lapidaren Behauptung-
Johannes Hevelius wurde im Jahre«1611 als Sohn eines alteingesessenen, wohl-

habenden Bierbrauers in Danzig geboren. Er besuchte das Akademische Sym-
n asi um seiner Vaterstadt, wo ihm der IRathematiker Peter Krüger die ersten
Anregungen zu seinen späteren astronomischen Studien gab. Er studierte an der nieder-

.deutschen Universität Leiden. Seine Mutter Cordula Hecker war eine deutsche
Danzigerin. Hevelius war in erster Ehe mit der reichen Danziger Kaufmannstochter
Katharina Nebeschke und nach deren Tode mit Elisabeth Kopmann
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verheiratet. Er wurde, was wiederum sein Deutschtum, und zwar der Abstammung wie
der Gesinnung nach, beweist, im Jahre 1641 zum S ch ö f f e n d e r S t a d t D a n z i g
und zehn Jahre später zum D a n z i g e r N a t s h e r r n gewählt. Seine »Beziehungen
zu Polen« beschränkten darauf, daß er dem Polenkönig Johann Kasimir im Jahre
1660 die erste von ihm hergestellte Pendeluhr als Geschenküberreichte,und daß ihm König
Johann Sobieski als Anerkennung für seine Forschungsarbeit ein Steuerprivileg für seine
Bierbrauerei und eine Pension von 1000 Gulden gewährte. Wer« auf solche Dinge etwa

die These vom ,,Polentum« des Astronomen aufbauen möchte,müßte sich darauf hinweisen
lassen, daß dann auch andere Länder mit ähnlichemRecht den Astronomen als einen der

Jhrigen für in Anspruch nehmen könnten. Denn sowohl vom englischen wie vom

französischenKönig erhielt Hebelius gleichfalls eine Pension; auch wurde er zum Mitglied
der KöniglichenGesellschaft der Wissenschaften Englands ernannt. Er wurde dadurch
ebenso wenig zum Engländer oder Franzosen, wie er durch die Achtung, die ihm die

polnischen Könige zollten, zum Polen gemacht werden konnte. Diese selbstverständlichen
Dinge mußten einmal festgestellt werden, um den Fälschungsversuchgewisser polnischer
Kreise, die sich nach Coppernirus nun auch an dem zweiten großen Astronomen des

deutschen Ostens vergreifen möchten, von vornherein als das erkennen zu lassen, was er

in Wirklichkeit ist: als kulturelle Kleptomanie.

Memel und Wian — ein Vergleich
Litauen wird im Jahre 1938 den 20. Jahrestag feiner Unabhängigkeit

begehen. Es ist sicher kein Zufall, daß die litauischen Unabhängigkeitsfeiern,die über

das ganze kommende Jahr hinziehen werden, mit dem 15.Januar, dem Jahrestag der

Besetzung des Memelgebiets durch die Litauer, beginnen sollen und daß ein Teil der

Feiern in Memel abspielen wird. Es scheint den Litauern daran gelegen zu sein, selbst
das Jubiläum ihrer staatlichen Selbständigkeitzu einer Demonstration gegen Deutsch-
land auszugestalten, gegen dasselbe Deutschland, dessen. Truppen seinerzeit diese Unab-

hängigkeiterkämpfen halfen, gegen das Deutschland, das bereits vor dem großen Kriege
litauisches Volkstum, Kultur und Sprache pflegte und somit auch die volkliche und

kulturelle Grundlage für den litauischen Staat schaffen half.
Das heutige Litauen hätte allen Anlaß, auch dem Memeldeutschtum dankbar zu sein

und dessen Verdienste um den litauischen Staat anzuerkennen. Die JRe me l l ä n d e r

haben eine reiche Mitgift in die erzwungene Ehe mit Litauen

mitgebracht. Aber Kauen hat keinen Anstand genommen, dieser ,,Mitgift«
unter Anwendung von Gewalt und wirtschaftlicher Drurkmaßnahmen zu bemächtigen-
Man hat diese Politik der Unterdrückungbis auf den heutigen Tag fortgesetzt. Wie

die Litauer im Jahre 1923 der Welt klar zu machen versuchten, daß sie als ,,Befreier vom

französischenJoch« in das Memelgebiet gekommen seien und daß es sich damals um eine

»spontane Volkserhebung«gehandelt habe, so wird auch heute noch viel von der angeb-
lichen «Freiheit der Memelländer« im Rahmen des litauischen Staates geredet.

Wie es mit dieser »Freiheit« bestellt ist, das wird allein schon durch die Tatsache hin-
reichend illustriert, daß die Memelländer seit elf Jahren, seit dem 17. Dezember 1926,

unter dem K r i e g szu st a n d zu leben gezwungen sind. Jst es nicht beschämend,wenn-
trotz aller litauischen Beteuerungen und trotz der international garantierten Autonomie die

Memelländer heute noch selbst um das primitivste menschliche Recht, das des ererbten
Bodens, einen erbitterten Kampf führen müssen, wenn die litauische Regierung sämtliche
reichsdeutschen Zeitungen, die Berichte über die letzte Protestsitzung des memellandtschen
Landtags gegen den litauischen Bodenraub enthielten, beschlagnahmen ließ, und wenn der

halbamtliche ,,Lietuvos Aidas« die Frage aufwarf, ob denn der memelländischeLandtag
überhaupt berechtigt gewesen sei, sich mit der Frage des Bodenraubes zu befassen!

Während sie selber das Deutschtum des Memelgebietes unterdrücken, beklagen sich die

Litauer über die Bedrückung,der angeblich ihre Brüder im Wilnagebiet ausgesetzt
sind. Man muß feststellen, daß die polnischen Behörden gegenüberden Wilnalitauern eine

bemerkenswerte Toleranz bewiesen haben. Es genügt die Feststellung, daß die Wilna-
litauer trotz der Spannungen, die zwischenden beiden Nachbarn herrschen, noch eine ganze
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Reihe staatlicher und privater Schulen besitzen,während die polnischeVolksgruppe in Litauen

ur Zeit ganz ohne eigenes Schulwesen ist. Die Litauer beklagen sich über die brutale
walt gegenüber dem Führer des litauischen Komitees im Wilnagebiet, Staschys,

der kürzlichunter der Anklage stand, die gewaltsame Angliederung des Wilnagebiets an

Litauen vorbereitet und eine litauische Aufstandsbewegung mit Geldern aus Kauen

organisiert zu haben. Man kann über die Berechtigung dieser Anklage geteilter Meinung
fein. Wenn das polnische Gericht in Wilna aber Staschys nur zu einem Jahr Gefängnis
und 10 000 Zloty Geldstrafe wegen Devisenvergehens verurteilte und die Hochverrats-
klage vorerst überhaupt fallen ließ,so ist das wirklich —- wie man polnischerseitserklärte
— ein mildes Urteil, um fo mehr, wenn man in Betracht zieht, daß das Kauener Kriegs-
gericht im März 1935 über mehr als 80 Mernelländer wegen des gleichen,,Delikkeö«,Wegen
der angeblichen Vorbereitung eines Aufstandes zur Abtrennung des Memelgebietes von

Litauen, langjährige Zuchthausstrafen und über vier der Angeklagten sogar die Todes-

strafe verhängte, und daß sich noch heute 16 der damals Verurteilten hinter litauischen
Zuchthausmauern befinden. Man kann, wenn man die volkspolitische Lage in Memel

und Wilna und die litauische Beurteilung diefer Lage betrachtet, wohl feststellen,daß der

litauische Rechtsbegriff von einer geradezu verblüffendenDehnbarkeit ist. N. B—11-

Ostiand-Chronik
Prof. Dr. Manfred Laubert 60 Jahre alt

Prof. Manfred Laubert wurde

am 4.November 1877 in Frankfurt
a. Oder geboren, besuchte dort und in

Breslau die Schule und studierte in

Breslau, Berlin, Zürich und Leipzig. 1899

promovierte er in Berlin als Schüler des

Historikers Erich Marrks. Nach seinem
Einjährigen-Jahr begann Laubert eine

große Aktenveröffentlichungüber die Ver-
waltungsgeschichte der Pro-
vinz Posen , deren Fertigstellung durch
den Krieg unterbunden wurde, an dem
Laubert ebenso wie an den anschließenden
Selbstfchutzkämpfenals Offizier teilnahm.
Er hatte sich inzwischen in Breslau habili-
tiert, wo er seit dieser Zeit in Vorlesungen
und Uebungen die Fragen des deutschen
Nordostens vertritt. Ueber die Fülle von

kleineren und größeren Arbeiten wissen-
schaftlicher und publizistischer Art, mit

denen er den Kampf des deutschen Volkes

in der Ostmark begleitete, gibt eine Zu-
sammenstellung von Lauberts Schüler
Latterrnann ein gutes Bild. Sie ist in der

»Deutschen wissenschaftlichen
Zeitschrift für Pofen" (4937,
Heft 33) erschienen und umfaßt die Ver-

öffentlichungen der letzten zehn Jahre.
Laubert hat neben dieser Forschungs-, Lehr-«
und Beröffentlichungstätigkeitund der

Heranbildung so tüchtiger Schüler wie

Alfred Lattermann und Jlse Schwidetzky,
die Augen auch vor den praktischen Er-

fordernissen der deutschen Ostaufgaben
nicht verschlossen. Jn zahllosen Versamm-

lungen und Besprechungen hat er an ihrer
Erfüllung zu einer Zeit aktiv mitgearbeitet,
wo er mit einem solchen Einfatz noch recht
allein stand, und für sein mannhaftes
Eintreten auf äußeren Beifall kaum

rechnen durfte. Man kann deshalb diesem
alten Vorkämpfer des deutschen Ost-
gedankens aufrichtig danken, und an die

uten Wünsche, die ihm seine Schüler,
Freundeund Mitarbeiter zu seinem 60. Ge-

burtstag widmen,-schließt die Hoffnung
auf seine weitere fruchtbare Arbeit. B-

Deutsche Schulnot in Friedenshütte

Für die ganz bewußte und systematische
Vernachlässigungdes deutschen Schul-
wesens durch die polnischen Behörden bieten
die Zustände an der öffentlichen
Minderheitsschule mit deut-

scher Unterrichtssprache in

F r i e d en s h ü t t e ein anschauliches Bei-

spiel: Diese Schule wird von 121 deutschen
Kindern besucht. Vor einiger Zeit wurde

dkr seit zehn Jahren an dieser Schule
takige deutsche Lehrer Schmidt
plotzlich e n t l a s se n. Seitdem steht den
121 deutschen Schülern n u r n och ein e

deutsche Lehrkraft zur Verfügung.
Es ist zwar für den entlassenen deutschen
Lehrer ein anderer eingestellt worden; aber
das ist einPo l e , der weder die deutsche
Sprache, in der er unterrichten soll, ge-
nügend beherrscht, noch irgendwelche Nei-

gung verrät, die völkische Zugehörigkeit
seiner Schüler zu respektieren. Außerdem
ist er, was unzulässig ist, auch noch als
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Lehrkraft in der polnischen Schule be-

schäftigt. Bis vor kurzem war die deut-

sche Schule in drei Klassenräumen unter-

gebracht. Mitte November wurde ihr
ein Klassenzimmer entzogen,
so daß die 121 deutschen Kinder seitdem in

zwei Räumen zusammengepfercht sind.

Hetzkundgebung verboten

Am 8. Dezember sollte in Warschau eine

Versammlung unter der Parole »Dan-
zig — Polens lebenswichtigstes
P r o b le m« stattfinden. Jn dieser .Ver-

sammlung sollten der ehemalige diploma-
tische Vertreter Polens in Danzig, Dr.

Strasburger, und ein bekannter deutsch-
feindlicher Publizist, Prof. S t r o n s k i

,

sprechen. Unter Hinweis auf die deutsch-
polnischen Beziehungen wurde die Ver-

sammlung vom Staatskommissar für die

Stadt Warschau v e r b o te n. Es dürfte
das erste Mal sein, daß die polnischen
Behörden dazu aufgerafft haben, der unab-

lässigen Hetze gegen das deutsche Danzig
einen Riegel vorzuschieben. Eine

Schwalbe macht nosch keinen

Somtnerl

Deutsche Theatervorstellungen in Königs-
hütte unmöglichgemacht
Vor einiger Zeit wurden die Räume des

deutschen Hotels «Graf Reden« in Königs-
hütte polizeilich geschlossen.Damit wurden

nicht nur die deutschen Organisationen der

Stadt ihres zentralen Versammlungsheimes
beraubt, sondern auch die deutschen
Theatervorstellungen in Königshütte un-

möglich gemacht. Die deutschen Organi-
sationen versuchten zunächstdadurch zu
helfen, daß sie die Theateraufführungen in

die Turnhalle der deutschen
Eichendorffschule verlegten. An-

fang Dezember aber verbot die Schul-
abteilung der Kattowitzer Wojewodschaft
»aus hygienischen Gründen", diese Turn-

halle als Theatersaal zu benutzen, so daß
bereits die für den 5· Dezember vorge-
sehene Ausführung abgesagt werden mußte.

Dr. h. c. Grazynski
Am 8. Dezember wurde in feierlicher

Sitzung dem Wojewoden G r a z y n s k i

von der Krakauer Bergakademie
der Ehrendoktortitel verliehen. An der

Feierlichkeit nahmen die Vertreter der Be-

hörden mit Minister Roman an der Spitze
teil. Grazynski wurde das D i p l o m d e s

»Ehrendoktors der technischen
II i s s e n a f t e n« überreicht und zwar
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«Teil

»für hervorragende Verdienste auf dem

Gebiete der Festigung des Polentums in

Schlesien«, soll wohl heißen: »auf dem

Gebiete der Verdrängung des Deutsch-
tums«.

,,Attentate"

-Vor dem Kattowitzer Bezirksgericht
hatte ein ehemaliger Polizeibeamter
namens Vincenz Waniek zu verant-

worten· Er stand unter der Anklage, vor

einiger Zeit einen Anschlag auf den

Wojewoden Grazynski geplant zu

haben. Die Aussagen des Angeklagten
waren so wirr, daß das Gericht beschloß,
ihn für mehrere Wochen zwecks Beobach-
tung seines Geisteszustandes in einer Heil-
anstalt unterbringen zu lassen- Waniek
war früher Vorsitzender des Verbandes
der polnischen Abstimmungskämpfer. Ob
er zur Zeit der Abstimmung schon geistes-
krank war, wird kaum noch einwand-

frei feststellen lassen. — Der Leiter des

»Verbandes Junges Polen«, Rutkowski,
ließ vor einiger Zeit in der Presse die

Nachricht verbreiten, daß auf ihn ein

Attentat verübt worden sei. Auffällig war

von vornherein, daß Rutkowski den Vorfall
erst einige Tage, nachdem er sich ereignet
haben sollte, bekanntgab, und daß der

Vorfall, der sich um die Mittagszeit auf
einer ziemlich beliebten Straße abgespielt
haben sollte, von niemandem außer von

Rutkowski selber bemerkt worden war.

Die Nachforschungen der Polizei verliefen
im Sande

Gotengrab in der Neideniederung
Jn der Neideniederung östlich von

Pilgramsdorf und unweit Neidenburgs
wurde vor einiger Zeit ein für die Kenntnis
der ostpreußischenVorgeschichtebedeutsamer
Fund gemacht. Bei der Untersuchung
dreier künstlich aufgeschütteter Hügel
wurden in einem dieser Hügel die Fun-
damente eines Totenhauses ent-

deckt. Vier starke Nadelholzstämme,kunst-
voll ineinander verfalzt, bilden einen recht-
eckigen,«’2,80 mal 3,70 Meter großen
Rahmen, in den seitlich dicke Bohlen als

Fußboden eingenutet sind; auch die Wand-

bohlen und die vier Eckpfosten sind zum

noch erhalten. Offenbar ist das

Totenhaus ein getreues Abbild

eines altgermanischen Wohn-
ha uses gewesen. Darüber haben seine
Erbauer eine schützendeSteinpackung ge-
deckt und einen Hügel aus Erde geschüttets
Während die Fundamente des Hauses, die

im feuchten Untergrund liegen, noch gut



erhalten sind, ist das Dach wohl unter dem
Erddruck zusammengesunken. Auch deutet
der Zustand des Hügels darauf hin, daß er

schon vor langem einmal von Schatz-
gräbern heimgesucht worden ist. Einige
silberne und bronzene Schnallen, ein

schwerer goldener Armreif, mehrere römi-
scheMünzen, eine römischeGlasschale, ein

Spielstein aus schwarzem Glasfluß, ein

viereckiger Holzrahmen, der zu einem

Spielbrett gehört haben mag, ein ge-
drechselter Stuhlknauf, ein vollständig
erhaltener Truhendeckel, Stoffreste aus

Schafwolle und andere Gegenstände aus

Metall und Holz sind durch die Grabung
zu Tage gefördert worden. Die Prüfung
der in dem Hügel gefundenen Gegenstände
hat mit Sicherheit ergeben, daß dort vor

anderthalb Jahrtausenden ein

gotischer Fürst beigesetzt worden

ist. Es ist das erste Mal, daß man in

Ostpreußen in germanischen Gräbern die

Neste eines Totenhauses in so guter Er-

haltung gefunden hat. Der Fund ist mit

dem vandalischen Fürstengrab von Sakrau
’

bei Breslau zu vergleichen· Seine Bedeu-

tung besteht darin, daß er von neuem die

Anwesenheit germanischer Stämme

in Ostpreußen während der

ersten Jahrhunderte nach der

Zeitenwende beweist· Die Frei-
legung des zweiten Grabhügels ist noch im

Gange. Der dritte Hügel wird in seinem
gegenwärtigen Zustand belassen. Jn der

Grube des freigelegten Hügels soll ein

Modell des Totenhauses aufgebaut werden.
Das Wäldchen, in dem zwei der Grabhugel
liegen, soll zu einer würdigen Ge-
d e n k st ä t te ausgebaut werden« Nicht
weit von der Grenze des gegen den Willen

seiner Bevölkerung vom deutschen Mutter-.
lande getrennten S old a "u e r L ä n d -

ch e n s soll diese Grabstätte eines gotischen
Fürsten daran erinnern, daß dieses Land

schon vor Jahrtausenden ger-
manischer Heimatboden war.

Bücher über den Osten
Bkest-Litowsk. Beginn und Folgen des

bolschewistischen Weltbetruges. Von The o d o k

Kröger. Verläg Ullstein, Berlin 1937.
323 Seiten. 29 Ausnahmen. — Das neue

Buch des RußlanddeutschenKröger ist eine ge-
schichtliche Reportage. Er bringt Licht in die

Umstände, die zum Frieden von Bkest-Likowsk
im Februar 1918 führten. Die Bolschewisten

« brauchten den äußeren Frieden, um sich im
Jnnern an der Macht behaupten zu können,
Das Deutsche Reich mußte die Gelegenheit, zu
einem militärischen Abschluß im Osten zu
gelangen, ergreifen, unt Truppen für die Enk-

scheidung im Westen freizubekonnnen. Auf
bolschewistischer Seite dachte man niemals

daran, diesen Frieden zu achten, und auf
deutscher Seite war man sichdarüberim Klaren,
daß die Entscheidung im Osten mit dem Frieden
von Bkest-Litowsknoch nicht gefallen war. Es
war eine tragische Situation, der Deutschland,
die belagekte Festung, aber nicht ausweichen
konnte. Krögers Buch gibt einen guten Ein-
blick in die Quertreibereien der bvlschewistischen
Machthaber und Unterhändler, vor allem des

Juden Trotzki-Bronstein.Sein Bericht stütztsich
auf politische und wissenschaftliche Werke,
Augenzeugenberichte, Tagebuchaufzeichnungen
uan1.

den Verhandlungen in Brest-Litowsk. Jm letzten
Drittel des Buches ist dann von den Rück-

wirkungen des Friedensschlusses auf den Gang
der militärischen und politischen Ereignisse im

Westen und Osten die Rede: Während Deutsch-
land bis zum bitteren Ende durchhielt, ging der

Bolschewismus zum Angriff über. Das Ziel

Er entwirft ein anschauliches Bild von«

dieses Angriffs war Deutschland, denn Lenin
erkannte sehr gut, daß sich an Deutschland das

Geschickides Bolschewismus entscheidet. Die in

dein Buch behandelten Ereignisse liegen jetzt
gerade 20 Jahre zurück. Was damals geschah,
wirkt heute noch fort. So kann man das Buch.
als eine aktuelle politische Schrift bezeiirJhniEgl«. .

Von Berlin nach Danzig. Eine Künstler-
fahrt im Jahre 1773. Von Daniel Cho-
dowiecki. Herausgegeben von Wolfgang
von Oettingen. Insel-Verlag, Leipzig 1937.

120 Seiten. Jn SchutzkartML —- Der sehr
geschmackvoll ausgestattete Band enthält 100

Bilder, die Chodowierki auf seiner Reise von

Berlin nach Danzig hergestellt hat und deren

Originale sich in der Staatlichen Akademie
der Künste in Berlin befinden. Chodowiecki,
der 1726 als Sohn eines reichen Getreide-
händlers und einer Schweizerin in Danzig ge-
boren wurde, ist der einzige Berliner Künstler
des 18.Jahrhunderts, dessen Werke seine Zeit
überdauert haben. Es ist nicht nur der künst-
lerische Wert seiner Bilder, der die Neuausgabe
rechtfertigt, sondern auch die Tatsache- daß die
Bilder in ihrer realistischen Auffassung und

Wiedergäbeder Gegenständeund Personen von

kulturhistorischer Bedeutung sind. So sehr daher
die neuerliche Veröffentlichung zu begrüßen ist,
so unerfreulich, unüberlegt und unsachlich sind
einige Sätze, die der Herausgeber, Wolf
gang v’vn Oettingen, in seinem Bor-
wort über die Zustände in Danzig zur Zeit der

Befreiung Westpreußens von der polnischen
Fremdherrsrhaft durch Friedrich den Großen
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schreibt. Es wäre auch einem Kunsthistoriker
wie von Oettingen ein Leichtes gewesen, sich
an Hand eines brauchbaren Geschichtswerkes
davon zu überzeugen,daß Danzig weder damals

noch zu irgendeiner anderen Zeit »ein inter-

nationales Gepräge« getragen hat, daß der

polnische Adel niemals irgendwelche politischen
Aemter in dieser deutschen Stadt bekleidet hat,
daß der Fürst-Primas von Polen niemals in

Danzig residiert hat uam. So interessant Und

genußreich die Bilder Chodowierkis sind, so
schwer fällt es wegen dieser unsinnigen Be-

hauptungen des Herausgebers über Danzig
dieses Buch vorbehaltlos zu empfehlen. Dr..K.

Volk und Boden. Ein Wegweiser durch die

deutsche Volksgeschichte auf geopolitischer
Grundlage 1648—1815. Von Hermann Dreh-
haus, Erich L. Schmidt und Arnold

Hillen Ziegfeld. Verlag Westermann,
Braunschweig und Berlin 1937. Preis Leinen
4,80 RM. —- Der vorliegende zweite Band des

auf drei Bände berechneten Werkes umfaßt die

Zeit vom WestfälischenFrieden bis zum Wiener

Kongreß. Die Verfasser haben sich bemüht,
die geopolitischen und völkischenKräfte als die
treibenden und gestaltenden Elemente der deut-

schen Geschichte stärker hervortreten zu lassen,
als es in den Schulgeschichtsbiichern der ver-

gangenen Zeit der Fall zu sein pflegte. Gerade

für die im vorliegenden Band behandelte Zeit
der staatlichen Atomisierung des deutschen
Volkes ist diese Betrachtungsweise von be-

sonderer Bedeutung und geeignet, die Aufmerk-
samkeit auf die Kräfte zu lenken, die sich auf
ostdeutschem Volksboden anschickten, die Zu-
kunft des deutschen Volkes politisch neu zu
gestalten. Die Gliederung des Stoffes ist
übersichtlich, die zahlreichen Verweisungen er-

leichtern die Benutzung des Buches, die Berück-

sichtigung der die deutsche Entwicklung berühren-
den Ereignisse fremder Staaten und Völker

stellen das deutsche Geschehen in den Rahmen
der Weltgeschichte hinein. Besonders wertvoll

ist im Vergleich zu anderen Schulgeschichts-
büchern die reiche Ausstattung mit Karten-

skizzen, die A. Hillen Ziegfeld, einer der besten
Könner auf diesem Gebiete, gezeichnet hat. Eine

Zeittafel erleichtert den Ueberblick. Der An-

hang enthält über 30 Abbildungen. Dr.K.

Der Poet des Kaisers. Ein Christian
Günther Roman. Von Heinrich Koitz.
Verlag Hans von Hugo und Schlotheim,
Berlin 1937. 319 Seiten. — Ein kurzes
und leidenschaftliches Leben, das berufen war,

einer neuen Zeit die Bahn zu brechen, wird

in diesem Roman von Koitz geschildert, der

sich auf die neuesten literatur eschichtlichen
Forschungen stützt. Christian Gaüntheraus

Striegau in Schlesien stand als Dichter und

Mensch auf der Schwelle zwischen der von

äußeren Formen überwucherten, noch vom

Mittelalter überdüsterten und innerlich ver-

logen gewordenen Zeit des Barock und dem be-

ginnenden Zeitalter der Aufklärung. Er durch-
lebte im Laufe weniger Jahre, die er als

Student in Wittenberg, Leipzig und Jena und
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als ruhelos gehetzter Wanderer in den schles-
schen Städten zubrachte, den ganzen, tiefen
Zwiespalt eines seiner Zeit vorausdenkenden
und vorausfiihlenden genialen Menschen. Von

seinem Vater verstoßen,von seinen Neidern und

Feinden verfolgt, von dauernder Armut gequält
und von einem schweren Leiden gepeinigt, wurde

er doch einer der bedeutendsten Dichter, die das

schlesische Land dem deutschen Volke geschenkt
hat. Heinrich Koitz hat die schöne Aufgabe,
diesen Menschen und Dichter der Gegenwart
nahe zu bringen, gelöst« Dr.K.

Eichendorff und seine Freunde. Jdeen um

die deutsche Nation. Von Oskar Köhler·
Herder u. Co. Verlagsbuchhandlung, Frei-
burg i.B., 1937 107 Seiten. 8 Bildtafeln.
Preis Pappe 2,40 RM. —- Köhler hat diese
Studie über den oberschlesischenDichter Joseph
von Eichendorff den weiteren Rahmen einer

Betrachtung über die Bedeutung der Romantik

für die Wiedererweckung des deutschen Volks-

gedankens gegeben. Er zieht eine Reihe der

geistig führenden Männer jener Zeit, die zum

Freundeskreise Eichendorffs gehörten, in den

Kreis seiner Betrachtung ein, «Graf Loeben,
Joseph Görres, Friedrich Schlegel, Friedrich
von Raumer, Theodor von Schön und Karl

Friedrich von Savigny, Dichter, Gelehrte und

Verwaltungsbeamte, Süddeutsche und Preußen,
Katholiken und Protestanten. Eichendorff ist
Dichter und Beamter zugleich gewesen, er hat
in sich selber den Gegensatz zwischen Katholik
und Protestant, zwischen Norddeutsch und Süd-

deutsch überwunden. Er ist als eine innerlich
ausgeglichene Persönlichkeitein Vertreter jener
volksbezvgenen Romantik gewesen, die aus der

Geschichte der deutschen Volkswerdung nicht
fortzudenken ist. Manche Gedanken, die er

ausgesprochen hat, sind erst nach Generationen

Wirklichkeit geworden. Dr. K.

Die Marienburg. 32 Bilder. Text von

Joseph von Eichendorff. Verlag »Der
Eiserne Hammer«, Karl Robert Langewiesche,
Königstein i.T. und Leipzig 1937. 64 Seiten.

Preis 1,20 RM. — Jn 32 Bildtafeln werden

in diesem Heft Jnnen- und Außenansichtev
von der Marienburg, dem Haupthause des

Deutschen Ordens, gezeigt. Der Gegenstand der

Darstellung ist zu bekannt und der Verlag
steht durch seine zahlreichen Bildbücher in einem
zu guten Ruf, als daß es .notwendtg welke-

noch viel empfehlende Worte über dieses Heft
zu sagen. Es war ein, guter Gedanke- den

Bildern als Begleittext die Denkschrift des ober-

schlesischen Dichters Eichendorff voranzllstellkkh
die dieser unter dem Titel »Die Wiederher-
stellung des Schlosses der deutschen Ordens-

ritter zu Marienburg« im Jahre ikk44 auf
Veranlassung des damaligen Oberprasidenten
von Schön verfaßt hat. DLK

O reu en in schönen Bildern. 46 Bild-

seiten.stpVeElag»Der Eiserne H,ammer",Karl

Robert Langewiesche, Königsteini. T» und

Leipzig 1937. 48 Seiten. Preis 4,20 REM.
— Den Bildern, die ausgesuchte und charakte-
ristische Motive aus Ostpreußen wiedergeben,



ist ein kurzer in Geschichte,Landes-, Volks- und

Wirtschaftskunde der Provinz einführenderText
vorangestellt. Städte, Burgen und Dörfer,
Nehrung, Haff und Niederung, Masuren,
Ermland und Oberland, Dome und Dorfkirchen,
Bürgerbautenund Bauernhäuser geben in guten
Reproduktionen einen Einblick in die Stein

gewordene Vergangenheit und den landschaft-
lichen Reichtum dieses deutschen Bollwerks im

sten. Dr. K.

Sagen aus der Grenzmark Posen-West-
preußen. Auswahl und Zusammenstellung von

Richard Sprockhoff. A. W. Zirkfeldt
Verlag, Osterwieck (.Harz) und Berlin 1937.

33 Seiten. Preis geheftet 0,40 RM. —

54 Sagen aus allen Teilen der Grenzmark hat
der Bearbeiter in diesem Heft zusammengestellt
Jn vielen von diesen Sagen schimmert der

Hintergrund eines geschichtlichen Ereignisses
durch· Die Sagen sind verschiedenen anderen

Sammlungen, heimatkundlichen Schriften usw«
entnommen. Einige erläuternde Bemerkungen
über den Ursprung der aufgezeichneten Sagen,
ihre Beziehungen zum Sagenschaiz anderer

deutscher Landschaften usw. wären nützlich
gewesen. Dr. K.

Deutsch-österreichisches Soldatentum im

Weltkrieg. Von Carl von Bardolff.
Eugen Diederichs Verlag, Jena 1937. 42 Sei-

ten. Preis kartoniert 0,90 RM. — Diese
Studie ist in der Reihe «Oesterreichischdeutsche
Schriften« erschienen. Der Verfasser, zu

Beginn des Krieges zum Kommandeur der

k. u. k. 29. Jnfanteriebrigade ernannt, hat es

sich zur Aufgabe gemacht, den Reichsdeutschen
die Eigenarten und Schwierigkeiten, denen die

österreichisch-ungarischeArmee im Weltkriege
gegenüberstand,verständlich zu machen. Die

Grundtatsache, von der jede Wertung und jedes
Verständnis der verbündeten Armee ausgehen
muß, ist die, daß diese Armee nicht ein national

einheitliches Gebilde war, sondern zu 25 v. H.
aus Deutschen, zu 23 v. aus Madjaren,
zu 13 v. H. aus Tscherhen, zu 4 v. H. aus

Slowaken, zu je 8 v. H. aus Polen und

Ukrainern, zu 9 v. aus Serbokroaten, zu
7 v. H. aus Rumänen und zu 1 v. H. aus

Jtalienern bestand. Es kam hinzu, daß sich aus

der komplizierten verfassungsrechtlichen Kon-

struktion der Doppelmonarchie große Schwierig-
keiten im organisatorischenAufbau und bei der

finanziellen Unterbauung der Wehrmacht er-

gaben, daß infolgedessen die Armee zu Beginn
des Krieges weder hinsichtlich ihres Mann-

schaftsbestandes, noch in Bezug auf ihre tech-
nische Ausrüstung auf der Höhe war. Von

diesen Tatsachen ausgehend berichtet der Ver-

fasser dann über die bewundernswerten

Leistungen der alpen- und

Truppenteile, die militärisch und moralisch das

Rückgrat dieser Armee bildeten und in Gali-
ien und in den Karpaten, in Tirol und am

sonzo Leistun en vollbrachten, die jeden
gedankenlosen pötter über den «Kamerad
Schnürschuh«aufs tiefste beschämen müssen.
Daß hier von einem deutschösterreichischen

sudetendeutschen .

Feldherrn freimütig und dankbar die Panier-ad-

schaftliche und, trotz mancher örtlicher Rei-’
bungen,- gute Zusammenarbeit der reichs-
deutschen und österreichischenStäbe fest estellt
wird, ist zu begrüßen. ZUK.

Die Völkergeschichteder Vorzeit Ost-
dcntschlands und seiner Nachbarstaaten im aus-

ländischenLicht. Von Bolko Freiherr
von Richthofen. Jn: »HistorischeZeit-
schrift«,Band 154, Heft Z. 45 Seiten. Verlag
von R. Oldenbourg, München 1937. —- Jn

diesem Aufsatz gibt der bekannte Vol-geschichte-
forscher einen guten Ueberblick über die vielfach
von politischen Absichten geleiteten Thesen der

osteuropäischenVorgeschichtsforschungüber die

vorgeschichtliche Besiedlung Ostdeutschlands und

der östlichen Staaten. Es werden die nam-

haftesten Wissenschaftler der Tschecho-Slowakei,
Polens, Litauens, Estlands, Lettlands und

Sowjetrußlands, die auf ihrem prähistorischen
Fachgebiet mit antideutschen Thesen hervor-
getreten sind, behandelt. Unter diesen Wissen-
schaftlern nehmen die bolschewistischen insofern
eine besondere Stellung ein, als sie grundsätzlich
die wissenschaftlichen Arbeitsmethoden der eure-

päischen Vorgeschichtsforschungabiehnen und die

Verschiedenheit der Kulturen nicht aus dem

Wechsel der Völker in den einzelnen Räumen,
sondern aus dem Entstehen und Vergehen esell-
schaftlicher Klassen ableiten wollen. LK.

Der Bodenseher. Von Ludwig Finckh.
Verlag Deutsche Verlagsanstalt Stuttgart und

Berlin. 200 Seiten. Preis Leinen 4,50 RM.
— Der schwäbischeDichter hat in seiner Er-

zählung Menschen und Landschaft um Reut-

lingen in seiner heimatgebundenen, lebensnahen
Art dargestellt. Familienschicksal und Land-
schaft werden mit einer Jnnigkeit und Klarheit
aufgezeichnet, wie man sie in den wertvollsten
Werken deutscher Dichtung findet. Diese Er-
zählung,die 1914 bereits geschrieben ist, hat in
der Zwischenzeit sicherlich nichts von dem Reiz
der Darstellung verloren. Trotz des grund-
legendenUmbruchs, den wir erlebt haben, sind
die·Gedankengängedes Dichters, soweit sie aus

dem Rahmen der eigentlichen Heimaterzählungen
herausfallen, auch für die heutige Zeit lehrreich
und interessant. Jeder Leser dieser Erzählung,
die inzwischeneine Auflage von beinahe 50 000

erreichthat, empfindet auf jeder Seite die Herz--
lichkeit, die den Dichter mit seiner schwäbischen
Heimat verbindet. K.-M. Benninghaus.

Jahrbuch des Reichsarbeitsdienstes 1937s38.
Herausgegeben von Oberarbeitsführer Mül-

ler-Brandenburg unter Mitarbeit zahl-
reicher Führer des Reichsarbeitsdienstes. Volk
und Reich Verlag, Berlin 1937· 117 Seiten
mit zahlreichen Karten. 24 Bildtafeln. —

Der vornehm und gediegen ausgestattete
2. Jahrgang dieses interessanten Jahrbuches ver-

mittelt einen vielseitigen Einblick in Aufbau,
Ausgabe und Tätigkeit des Reichsarbeitsdienstes.
Jn mehreren Beiträgen wird über die gesetz-
lichen Grundlagen und das innere Rechtswesen,
über die Erziehungs- und Schulungsarbeit des
RAD. berichtet. An einigen Beispielen (Ost-
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preußen, Harzgewinnung, Niers-Kultivierung,
Acher-Rench- und Pfinz-Saalbach-Korrektion,
Spreewald-Kultivierung) wird die Tätigkeit des

RAD. im Dienste des Vierjahresplanes
und bei der Sicherung der Ernährungsgrund-
lage des deutschen Volkes veranschau-
licht. Es wird weiter ein Ueberblirk über

den Arbeitsdienst in fremden Staaten ge-
geben. Das Jahrbuch gibt schließlichdie Reden
des ührers und des Reichsarbeitsführers vor

den rbeitsdienstmännernauf den Parteitagen
1935 und 1936, sowie die Feierstunde des

RAD. auf dem Parteitag 1936 wieder. Es legt
für Bedeutung und Leistung des RAD., dieser
Schule der Nation, beredtes Zeugnis ab. Dr. K.

Athenaion-Kalender ,,Kultur und Natur«
1938. Aus allen Gebieten der Wissenschaft,
der Kunst und des Lebens sind die 183 Ab-

bildungen dieses bekannten Kalenders ent-

nommen. Neben einem umfangreichen Ver-

zeichnis von Gedenktagen enthält jedes Blatt
kleine Essays, von Gelehrten, Künstlern usw.
verfaßt, ferner Sprichworter, Reime und

Wetterregeln.«(Akadecnische Verlagsgesellschaft
Athenaion, Potsdam. Preis 1,95 —

Der im 10. Jahrgang erscheinende Ostpreußen-
Kalender 1938 bringt auf 64 Blatt gute
Reproduktionen von Photos ostpreußischer
Landschaften, Städte und Dörfer, sowie Wieder-

gaben von Werken ostpreußischer Künstler.
Jedes Blatt bringt außerdem Auszüge aus

Büchern und Verse ostpreußischerSchriftsteller
und Dichter. Für jeden Freund dieses schönen
Landes ist der Kalender ein treuer Begleiter
durch den Lauf des Jahres. (Verlag Gräse
und Unzer, KönigsbergsPr. Preis 2,50 RM.).

—— Kalender der Auslandsdeutscheu 1938. Der
vom Deutschen Ausland-Institut in

Stuttgart herausgegebene und in diesem
Jahre erstmalig im Volk und Reich Verlag
erscheinende Kalender ist in erster Linie für die

deutschen Volksgenossen im Ausland bestimmt,
wendet sich aber nicht minder auch an die Deut-

schen im Reich. Aus etwa 120 Blatt berichtet
er in Bild und Wort vom Leben der Deutschen
in aller Welt, von den Kundgebungen der

Deutschen in den Vereinigten Staaten und dem

deutschen Schulwesen in Venezuela ebenso wie

vom deutschen Kolonistentum in Mittelpolen,
von der Hungersnot im deutschen Wolgagebiet,
von den deutschen Trachten Siebenbürgens und

vielem anderen mehr! Die meisten deutschen
Siedlungsgebiete der Erde sind durch charakte-
ristische Bilder vertreten. Knapp gehaltene
Texte unterrichten jeweils über das in den

Bildern Gezeigte und Literaturhinweise regen

zu eingehender Beschäftigung mit den in den

Bildern berührten volksdeutschen Fragen an-

Einzelne Bilder, die vom nationalsozialistischen
Aufbau Zeugnis ablegen, schlagen die Brücke

Brücke von draußen zum Mutterland. (Volk
und Reich Verlag, Berlin. Preis 3,— RM.).
— Deutscher Reichspost-Kalender 1938. Auf
126 Blättern wird in diesem Kalender von der

vielseitigen Arbeit der Deutschen Reichspost im

Dienste des Staates und der Volksgemeinschaft
erzählt. Kurze Texte, viele praktische Rat-

schläge,Gedenktage usw. füllen neben den zahl-
reichen Bildern die Blätter. Jm Anhang die

Postgebühren.(Herausgegeben mit Unterstützung
des Reichspostministeriums. Konkordia-Verlag
Reinhold Rudolph, Leipzig)
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